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Genderhinweis 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird überwiegend die 
männliche Schreibweise verwendet. Wir weisen an dieser 
Stelle ausdrücklich darauf hin, dass die ausschließliche 
Verwendung einer Form explizit geschlechterunabhängig 
verstanden werden soll.



Dokumentation  
BNK in Sicht
Webinar zur bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung  
am 5. Juni 2020 
eine Veranstaltung der Fachagentur Windenergie an Land



2  |  BNK in Sicht – Webinar zur bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung

Vorwort

Die Akzeptanz von Windenergieanlagen wird nicht nur un-
ter ihren Akteuren, sondern auch in der Öffentlichkeit viel 
und kontrovers diskutiert. Grundsätzlich zeigen Umfragen 
eine insgesamt positive Wahrnehmung der Energiewen-
de und gerade auch der Windenergie auf.1 Dennoch geht 
mit der Umsetzung von Windenergievorhaben für die un-
mittelbaren Anwohner eine merkliche Veränderung ihres 
Wohnumfeldes einher. Das rote Blinken der Windenergie-
anlagen ist Teil dieser Veränderungen, da es in der nächt-
lichen Landschaft deutlich wahrnehmbar ist. 

Die bedarfsgerechte bzw. bedarfsgesteuerte Nachtkenn-
zeichnung (BNK), bietet hier Abhilfe: Mit BNK-Systemen 
soll das nächtliche Blinken an Windenergieanlagen um bis 
zu 97 Prozent reduziert werden. Seit 2015 ist die BNK ge-
setzlich gestattet; seit Ende 2018 ist ihr bundesweit ver-
pflichtender Einsatz im Erneuerbare Energien Gesetz (EEG 
2017) unmittelbar verankert. Damit sind nicht nur alle 
neuen, sondern auch ein Großteil der bestehenden Wind-
energieanlagen mit einer BNK auszustatten.

Um das gesetzlich verankerte Ziel zu erreichen und ihm 
in der Praxis zum Erfolg zu verhelfen, ist ein umfassen-
der Anpassungsprozess erforderlich. Hierfür sind bereits 
wichtige Meilensteine erreicht. So wurde die bisherige 
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen (AVV Kennzeichnung) grundlegend 
angepasst und die Umsetzungsfrist der BNK-Pflicht im 
Festlegungsverfahren durch die BNetzA um ein Jahr ver-
längert. 

1	 FA Wind (2019), Umfrage zur Akzeptanz der Windenergie an Land Herbst 2019.

Obwohl damit wesentliche Grundlagen für die Umset-
zung der BNK-Pflicht geschaffen wurden, stehen sowohl 
Windenergieanlagenbetreiber, als auch die zuständigen 
Behörden vor der Herausforderung, nicht nur neue, son-
dern auch rund 17.000 bestehende Windenergieanlagen 
nachträglich umzurüsten. Damit dies bestmöglich ge-
lingt, gilt es noch eine Vielzahl technischer und rechtlicher 
Fragestellungen zu lösen. 

Die FA Wind hat mit dem Webinar zur bedarfsgerech-
ten Nachtkennzeichnung »BNK in Sicht« Experten aus 
dem Bereich der Gesetzgebung und der Verwaltungs-
praxis eingeladen. Auf Grundlage ihres Fachwissens 
und ihrer Expertise wurden essentielle Fragestellungen 
der Genehmigungspraxis erörtert, diskutiert und Lösun-
gen abgewogen. Die Fachbeiträge unserer Referentinnen 
und Referenten finden sie in diesem Hintergrundpapier in 
zusammengefasster Form. 

https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/FA_Wind_Umfrageergebnisse_2019.pdf
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Gesetzliche Neuerungen  
rund um BNK § 9 Abs. 8 EEG und  
AVV Kennzeichnung 
Konrad Hölzl, Referent Erneuerbare-Energien-Technologien, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und 
Florian Willers, Referent Flugplätze, Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Neueinführung einer verpflichtenden bedarfsgesteuerten 
Nachkennzeichnung

1	� Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, des Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer energierechtlicher Vorschriften 
v. 20.12.2020, BGBl. I Nr. 47, S. 2522.

2	 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien v. 21.7.2014, BGBl. I S. 1728.

Mit dem Energiesammelgesetz 1 wurde im Jahr 2018 die 
verpflichtende Ausstattung von Windenergieanlagen mit 
bedarfsgesteuerter Nachtkennzeichnung (BNK) einge-
führt. Auf diesem Weg soll die nächtliche Hinderniskenn-
zeichnung in Form roter Blinklichter signifikant gesenkt 
und zugleich die Akzeptanz von Windenergieanlagen 
erhöht werden. 

Gemäß § 9 Abs. 8 Satz 1 und 2 Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG 2017) 2 sind alle Windenergieanlagen an Land 
und alle Windenergieanlagen im Küstenmeer sowie in der 
Zone 1 der Ausschließlichen Wirtschaftszone von dieser 

Verpflichtung erfasst, sofern sie unter die luftfahrrechtli-
che Kennzeichnungspflicht fallen. Das betrifft in der Re-
gel alle Windenergieanlagen ab einer Gesamthöhe von 
100 m. Die Verpflichtung gilt nicht nur für Anlagen, die 
neu in Betrieb genommen werden, sondern auch für alle 
bereits existierenden, kennzeichnungspflichtigen Wind-
energieanlagen. Nach aktueller Einschätzung sind in etwa 
17.000 Bestandanlagen von der Nachrüstungspflicht 
potenziell betroffen. 

Gemäß der Regelung des EEG wurde die Umsetzungsfrist 
für die BNK auf den 1. Juli 2020 festgelegt (§ 9 Abs. 8 
Satz 3 EEG 2017). Bis dahin hätten alle Windenergieanla-
gen mit einer BNK ausgestattet sein müssen. Die Bundes-
netzagentur hat die Möglichkeit, diese Frist zu verlängern, 
wenn innerhalb der gesetzten Frist die für die BNK erfor-
derlichen technischen Einrichtungen nicht in einem aus-
reichenden Umfang am Markt angeboten werden (§ 85 
Abs. 2 Nr. 1a EEG 2017). Nach einem Konsultationsver-
fahren hat die Bundesnetzagentur im Oktober 2019 eine 
Verlängerung der Umsetzungsfrist beschlossen. Wind-
energieanlagen an Land und Windenergieanlagen auf 
See sind demnach spätestens zum 1. Juli 2021 mit einer 
Einrichtung zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung 
von Luftfahrthindernissen auszustatten. Die Bundesnetz-
agentur kann auch weiterhin Festlegungen zur Verlänge-
rung der Umsetzungsfrist treffen, wenn auf dem Markt 
die erforderlichen technischen Systeme nicht in ausrei-
chendem Umfang angeboten werden.



Bisherige Regelungen zur BNK

Auch schon vor der verpflichtenden Einführung der BNK 
im Energiesammelgesetz war es für Windparkbetreiber 
auf freiwilliger Basis möglich, BNK-Systeme einzusetzen. 
Die Rahmenbedingungen für die Zulassung von BNK-Sys-
temen auf freiwilliger Basis waren bis dahin in der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von 
Luftfahrthindernisse (AVV Kennzeichnung) 3 Anhang 6 a. F. 
festgelegt. Zugelassen waren bislang nur BNK-Systeme, 
die auf Basis von Primärradar Lösungen beruhten; insbe-
sondere sogenannte Aktiv- oder Passivradarsysteme. Mit 
Einführung der verpflichtenden Ausstattung von Wind-
energieanlagen mit BNK-Systemen wurde im EEG auch 
geregelt, dass BNK-Systeme in Zukunft auch auf Basis der 
Auswertung von Signalen von Flugsicherungstranspon-
dern, welche in den relevanten Luftfahrzeugen installiert 
sind, installiert und betrieben werden dürfen (§ 9 Abs. 8 
Satz 4 EEG 2017). Damit wurde die Palette der Technolo-
gien zur Erfassung der Luftfahrzeuge um eine weitere Op-
tion erweitert. Durch einen nunmehr technologieoffenen 
Markt soll das Sortiment an BNK-Systemen deutlich er-
weitert werden. Damit wird die Möglichkeit eröffnet, re-
gionalen Gegebenheiten spezifischer gerecht zu werden 
und zugleich Kostensenkungen zu erzielen.

3	 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen v. 24.4.2020, BAnz AT 30.04.2020 B4.

Sanktionen und Ausnahmen bei 
der BNK-Pflicht

Wenn ein Betreiber der Pflicht zum Einbau einer BNK nicht 
oder nicht rechtzeitig nachkommt und gleichzeitig kein 
Nachweis über eine Ausnahme von der BNK-Pflicht (§ 9 
Abs. 8 Satz 5 EEG 2017) vorliegt, entfällt der Förderanteil 
der Vergütung. Der Strom kann in diesem Fall nur noch 
zum sogenannten Monatsmarktwert vermarktet werden 
(§ 52 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017). 

Dabei sieht das EEG kein formales Nachweisverfahren 
über den Einbau des BNK-Systems im jeweiligen Wind-
park vor. Vielmehr bietet sich an, dass der Windparkbetrei-
ber dem Netzbetreiber mittels entsprechender Unterlagen 
darlegt, dass ein zugelassenes BNK-System eingebaut und 
in Betrieb genommen wurde. Als Unterlagen kann bei-
spielsweise eine Bestätigung über den erfolgten Einbau 
und Inbetriebnahme des BNK-Systems durch den BNK-
Hersteller hilfreich sein. Auch können Unterlagen der 
Landesluftfahrt- oder der Genehmigungsbehörde hinzu-
gezogen werden, die den Einbau und Betrieb einer BNK 
als zulässig bestätigen. 
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Die bereits angesprochenen Ausnahmen von der BNK-
Pflicht können nur in Einzelfällen auf Antrag durch die 
Bundesnetzagentur bei nachgewiesener wirtschaftlicher 
Unzumutbarkeit erteilt werden. Auch hierzu hat die Bun-
desnetzagentur nähere Hinweise zum Antragsverfahren 
im Mai 2019 veröffentlicht. Den Hinweisen folgend, kann 
dann von einer wirtschaftlichen Unzumutbarkeit ausge-
gangen werden bzw. können dann Ausnahmen zuläs-
sig sein, wenn die entsprechende Windenergieanlage 
spätestens drei Jahre nach der BNK-Umsetzungsfrist ih-
ren Zahlungsanspruch nach dem EEG verliert. Ein weiterer 
Ausnahmegrund liegt vor, wenn die Kosten der Ausstat-
tung mit einem BNK-System höher als drei Prozent der 
voraussichtlichen Umsatzerlöse bis zum Ende der Förder-
dauer der Windenergieanlage betragen.

Im Übrigen ist schließlich auch theoretisch denkbar, dass 
ein BNK System im Einzelfall aufgrund von Gefahren für 
den Luftverkehr nicht zugelassen werden kann. In dem 
Zusammenhang muss die zuständige Luftfahrtbehör-
de im Rahmen einer Einzelfallprüfung nachweisen, dass 
der Betrieb einer BNK den Luftverkehr gefährden würde 
und nur eine dauerhafte Befeuerung in Betracht kommt. 
Nur wenn die Gefahr im Einzelfall nachgewiesen werden 
kann, besteht keine Pflicht zum Einbau einer BNK an ei-
ner Windenergieanlage. Die Versagung einer BNK durch 
die zuständige Luftfahrtbehörde zum Beispiel allein mit 
Verweis, dass sich der betreffende Windpark in einem ge-
wissen Umkreis um einen Flugplatz mit Nachtflugbetrieb 
befindet, entspräche einer pauschalen Beurteilung, die 
den Vorgaben der AVV und dem Ziel des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes einer grundsätzlich allgemeinen ver-
pflichtenden BNK in Deutschland widersprächen. 

Die AVV Kennzeichnung nennt in dem Zusammenhang 
weitere Fallbeispiele. So könnten nach einer Prüfung im 
Einzelfall Windenergieanlagen im Umkreis von Flugplät-
zen mit Nachtflugbetrieb, in Bereichen mit Flugverfahren 
nach Sichtflugregeln oder in Bereichen des Nachttief-
flugsystems der Bundeswehr durch die Luftfahrtbehörde 
untersagt werden. 

4	� Verordnung über die Flugsicherungsausrüstung der Luftfahrzeuge v. 26.11.2004, BGBl. I S. 2549.

Technische und gesetzliche  
Anpassungen

Da im Zusammenhang mit der Einführung der BNK-Pflicht 
ebenfalls beschlossen wurde, dass auch eine weitere Tech
nologie, also der Einsatz von Transpondersignalen zum 
Einsatz kommen kann, mussten weitere Regelwerke im 
Bereich des Luftverkehrsrecht weiterentwickelt werden. 
Im Rahmen des Energiesammelgesetzes wurde deshalb 
auch die Flugsicherungsausrüstungsverordnung (FSAV) 4 
verändert. Es wurde dabei die Pflicht zum Führen eines 
Flugsicherungstransponders auf den nicht kontrollierten 
Luftraum bei Nacht ausgeweitet (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 
FSAV). Mit dieser Änderung, die zum 1.  August 2019 in 
Kraft getreten ist, werden alle Luftfahrzeuge, die nachts 
den deutschen Luftraum nutzen, verpflichtet, einen Trans-
ponder mitzuführen und zu betreiben. Diese Änderung 
stellt sicher, dass bei einem auf Transpondersignalen 
basierenden BNK-System auch jedes Luftfahrzeug erfasst 
und die rote Nachtkennzeichnung im Bedarfsfall rechtzei-
tig aktiviert werden kann. 

Weiterhin musste in der Folge auch die AVV angepasst 
werden. Wie bereits erläutert, waren nach dieser Verwal-
tungsvorschrift ausschließlich die Rahmenbedingungen 
für die freiwillige Umsetzung von BNK-Systemen auf Basis 
von Aktiv- und Passivradartechnologien geregelt. Gestat-
tet waren nach der alten Fassung nämlich nur solche Er-
fassungssysteme, die nicht auf technische Einrichtungen 
in einem Luftfahrzeug angewiesen waren. Die AVV wur-
de unter anderem in der Form neu aufgesetzt, dass auch 
BNK-Systeme auf Basis von Transpondertechnologien zu-
gelassen werden können. Die Verpflichtung zum Einbau 
von BNK-Systemen wurde dabei bereits im Rahmen des 
Energiesammelgesetzes im EEG geregelt. Die AVV in der 
neuen Fassung ist am 1. Mai 2020 in Kraft getreten. Da-
bei wurden auch weitere Kennzeichnungsvorschriften 
insbesondere für hohe Windenergieanlagen und das Zu-
lassungsverfahren und die Sicherheitsanforderungen für 
BNK-Systeme neu gefasst. 
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Neuerungen in der AVV  
Kennzeichnung – Allgemein

Bereits mit Novellierung der AVV Kennzeichnung im Jahr 
2015 wurden Fragestellungen deutlich, deren Entwick-
lung verfolgt werden mussten, um sie dann ggf. entspre-
chend anzupassen. Hintergrund dieser Überlegungen war 
die sich abzeichnende Etablierung gewisser Standards im 
internationalen Bereich hinsichtlich der Kennzeichnung 
von Hindernissen. Ziel war es, diese erforderlichenfalls auf 
das deutsche Recht zu übertragen. Auf diesem Weg kön-
nen Hersteller von Befeuerungsanlagen ihre Produkte an 
internationale Standards anpassen, was einen freien Wa-
renverkehr erheblich erleichtern kann. Die Standardisie-
rung betraf im Ergebnis teilweise auch die Kennzeichnung 
von Windenergieanlagen. Die nunmehr mit der neuen 
AVV umgesetzten Neuerungen betreffen hinsichtlich der 
Kennzeichnung von Windenergieanlagen im Wesentli-
chen folgende Punkte:

•	 �Die Abschaffung der Regelung, dass der unbefeuer-
te Teil eines Hindernisses die Feuer um maximal 65 m 
überragen darf. Diese Regelung hat ab einem be-
stimmten Zeitpunkt nicht mehr mit dem ständigen 
Wachstum von Rotorblättern an Windenergieanlagen 
korreliert. Um technische Neuerungen in diesem Be-
reich zu vereinfachen, wird anstelle dessen nunmehr 
eine Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen 
bis 315 m Höhe als Gesamthöhe über Grund geregelt. 
Hierfür sieht die Neuregelung eine Befeuerung vor, die 
aus folgenden Komponenten besteht: 
	– �einem Feuer W-rot auf dem Dach des Maschinen-

hauses und
	– �einer Ebene Hindernisfeuer auf halber Höhe zum 

Maschinenhaus (AVV Kennzeichnung, Teil 4, Ab-
schnitt 3 Ziff. 16 n. F.).

•	 �Ebenfalls wurde die Tagesmarkierung für Windenergie-
anlagen flexibilisiert. Grundsätzlich ist zur Markierung 
ein umlaufender, 2 m hoher Streifen auf halber Höhe 
des Maschinenhauses erforderlich. Dieser Streifen darf 
jedoch nunmehr durch grafische Elemente durchbro-
chen werden (AVV Kennzeichnung, Teil 4, Abschnitt 2 
Ziff. 14 n. F.). Dadurch sollen Herstellern unter Wahrung 

des gegenwärtigen Sicherheitsniveaus individuelle Ge-
staltungsmöglichkeiten, wie beispielsweise die Integra-
tion eines Firmenlogos, eröffnet werden.

•	 �Ein gänzlich neuer Punkt ist die Infrarotkennzeich-
nung, welche grundsätzlich für alle Hindernissen An-
wendung finden kann (AVV Kennzeichnung, Teil 3, 
Abschnitt 3 Ziff. 8 n. F.). Auf diesem Weg wird das Re-
pertoire an Kennzeichnungsmöglichkeiten von Luft-
fahrthindernissen generell erweitert. Die zuständige 
Luftfahrtbehörde kann diese Form der Kennzeichnung 
fordern, sofern es im Einzelfall zur Aufrechterhaltung 
des sicheren Luftverkehrs als notwendig erachtet wird. 
Das kann insbesondere der Fall sein, wenn es erfor-
derlich erscheint, die Aufmerksamkeit eines Luftfahr-
zeugführers mit Nachtsichtgeräten (sog. Night Vision 
Googles) zu erwecken und das Situationsbewusstsein 
über die Hindernissituation zu erhöhen. Der Zertifizie-
rungsprozess für Infrarot-Leuchten hat zum aktuellen 
Zeitpunkt bereits begonnen. Es konnten auch bereits 
mehrere Infrarot-Lampen-Typen für die Hinderniskenn-
zeichnung erfolgreich zertifiziert werden und stehen 
nunmehr am Markt zur Verfügung. 

•	 �Die Möglichkeit der Blattspitzenkennzeichnung wurde 
abgeschafft. Hintergrund ist, dass diese Befeuerungs-
möglichkeit zwar erprobt wurde, am Ende jedoch nicht 
serienmäßig hergestellt wurde und sich insofern nicht 
etablieren konnte. 

•	 �Darüber hinaus wurde das Verwaltungsverfahren hin-
sichtlich der Genehmigung von Abweichungen von 
der Hinderniskennzeichnung (AVV Kennzeichnung, 
Teil 6, Ziff. 24 n. F.) grundlegend vereinfacht. Bislang 
mussten Abweichungen im Wege einer Ausnahme 
genehmigt werden. In diesen Prozess war neben der 
zuständigen Luftfahrtbehörde des jeweiligen Bundes-
landes insbesondere auch das Bundesverkehrsminis-
terium eingebunden. Nunmehr steht deren Erteilung 
im Ermessen der jeweils zuständigen Luftfahrtbehör-
de. Das Bundesverkehrsministerium ist nur noch über 
genehmigte Abweichungen zu informieren. Dies dient 
weniger der Überprüfung der einzelnen Entscheidung, 
als vielmehr der zentralen Erfassung und Evaluierung 
von Ausnahmeerteilungen.
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Neuerungen der AVV Kennzeichnung – 
Anforderungen an BNK

Zentrale Frage im Anpassungsprozess der AVV Kennzeich-
nung war, die Anforderungen und den Anerkennungspro-
zess für BNK-Systeme neu aufzustellen. Ein wesentlicher 
Schritt war es hierbei, die BNK technologieneutral zu ge-
stalten. Dementsprechend können neben den bisher zu-
lässigen Primärradartechniken auch weitere Techniken 
zur Anwendung kommen. Das umfasst u. a. die viel dis-
kutierte Transponder-BNK, aber auch jedes andere Erfas-
sungssystem, welches eine zuverlässige Erkennung von 
Luftfahrzeugen gewährleistet. 

Grundsätzlich kann man sagen, dass sowohl die alten als 
auch die neu verfügbaren BNK-Systeme aufgrund ihrer 
spezifischen Eigenarten – bezogen auf einen konkreten 
Standort – Stärken und Schwächen aufweisen. Insofern 
beinhaltet die neue AVV einen zielbasierten Ansatz. Die-
ser besteht darin, dass man einen grundlegenden An-
forderungskatalog zur Funktionsweise des BNK-Systems 
erstellt, den alle Systeme erfüllen müssen. Nur an weni-
gen Stellen wurden technikspezifische Voraussetzungen 
vorgegeben. Kein technisches System soll dem anderen 
vorgezogen werden. Vielmehr wird die Nachfrage nach 
BNK-Systemen zeigen, ob sich eines besonders durchsetzt.

Anerkennungsverfahren nach der  
neuen AVV Kennzeichnung

Weiterer wichtiger Aspekt der neuen AVV Kennzeich-
nung ist die Modifizierung des Anerkennungsverfahrens 
für BNK-Systeme. Die Systemvoraussetzungen der bishe-
rigen BNK-Systeme wurden bislang durch die Deutsche 
Flugsicherung (DFS) im sogenannten Anerkennungsver-
fahren nach den Stufen 1 (grundsätzliche Anerkennung) 
und 2 (standortbezogene Anerkennung) geprüft. 
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Eine solche Prüfung soll in angepasster und zeitlich ge-
straffter Form weiterhin durchgeführt werden. Funktion 
des Prüfverfahrens ist es, der zuständigen Luftfahrtbehör-
de eine regelmäßige Bewertungsgrundlage für ihre Ent-
scheidungen über die luftfahrtrechtliche Zulässigkeit eines 
BNK-Systems an einem konkreten Standort zu geben. Das 
neue Prüfverfahren ist dem bisherigen keineswegs un-
ähnlich. So besteht es aus einer generellen Anerkennung 
der Systemtauglichkeit (sog. Baumusterprüfung) und ei-
ner einzelfallbezogenen Standortprüfung für den Einsatz 
der BNK an einem konkreten Standort an einer konkre-
ten Windenergieanlage. Beide Stufen werden durch vom 
Bundesverkehrsministerium benannte Stellen erbracht. 
Durch diese Vorgehensweise soll eine qualitativ gleichblei-
bende und hochwertige Aufbereitung des Einzelfalls für 
die Behörden sichergestellt werden. 

Bislang sind die Firmen Airsight GmbH; AviaCert GmbH 
und die DFS Aviation Services GmbH für diese Aufgabe 
benannt worden. Es ist darüber hinaus vorgesehen, wei-
tere Baumusterprüfstellen zu benennen, um den erwarte-
ten Arbeitsbedarf zu decken. In diesem Zusammenhang 
ist angestrebt, dass sich die Verfahren der jeweiligen An-
erkennungsstellen möglichst angleichen, sodass hier ein 
einheitliches Vorgehen gegeben ist. 

Beachtenswert ist, dass die Baumusterprüfstellen und die 
Hersteller von BNK Systemen darüber hinaus ein Quali-
tätsmanagement nach ISO  9001 durchführen müssen, 
um die wiederholte Gewährleistung und Erfüllung der 
System-Anforderungen sicherzustellen. Dies beinhaltet 
auch ein Konfigurationsmanagement. 

Jedes neue System, das keine Anerkennung nach den 
Vorgaben der AVV Kennzeichnung a. F. aufweist, bedarf 
dementsprechend der generellen Anerkennung im Wege 
der Baumusterprüfung. Für bereits anerkannt BNK-Syste-
me gibt es hingegen eine Übergangsregel. Diese »alten« 
Systeme dürfen für einen Zeitraum von fünf Jahren neu 
in Betrieb genommen werden und ohne Befristung wei-
ter betrieben werden (AVV Kennzeichnung Anhang  6 
Ziff. 2 n. F.). Ebenso können Windenergieanlagen zeitlich 
unbefristet an bestehende BNK-Systeme innerhalb ihres 
Erfassungsbereichs angeschlossen werden. Eine Baumus-
terprüfung nach der AVV Kennzeichnung in ihrer neuen 

Fassung ist damit nicht erforderlich. Das gründet auf der 
Annahme, dass die damals anerkannten Systeme bislang 
auch weiterhin luftverkehrsrechtlich sicher betrieben und 
installiert werden können, ohne dass sie auf die modifi-
zierten technischen Anforderungen hin geprüft werden 
müssen. Grund für diese Überlegung ist, dass das Anfor-
derungsprofil an BNK-Systeme nicht grundlegend, son-
dern nur teilweise angepasst wurde.

Was in der neuen AVV Kennzeichnung ebenfalls Be-
rücksichtigung gefunden hat, ist die erwartungsgemäß 
steigende Anzahl an Anfragen nach einer Baumusterprü-
fung und standortspezifischen Überprüfungen. Während 
nach der alten AVV in jedem Einzelfall insbesondere eine 
Vor-Ort-Befliegung erforderlich war, soll dies nur noch 
selten erforderlich sein; bspw. bei anspruchsvollem Ge-
lände oder anderweitigen Indikatoren. Mit der Neure-
gelung werden insofern grundsätzlich eine Reduzierung 
des Prüfaufwands und damit der Kosten und Zeitauf-
wands angestrebt. Die Baumusterprüfung und auch das 
Qualitätsmanagement sollen grundsätzlich ausreichend 
Gewähr für die sichere Nutzung des jeweilig geprüften 
BNK-Systems geben. 

Dementsprechend ist auch vorgesehen, dass die benann-
ten Stellen über ihren Prüfauftrag hinaus BNK-System-
Hersteller und / oder Betreiber bei der standortbezogenen 
Prüfung betreuen und diese unterstützen, in standardi-
sierter Art und Weise Unterlagen und Nachweise dar-
zureichen. Dadurch soll ein hohes Qualitätsniveau der 
erforderlichen Prüfunterlagen gewährleistet werden. Auf 
diesem Weg soll den jeweiligen Luftfahrt- und auch Ge-
nehmigungsbehörden die Erschließung des Sachverhalts 
sowie der begleitenden Unterlagen erleichtert werden. 
Das gelingt am besten mit einem vergleichbaren und 
nachvollziehbaren Prüfverfahren. Dabei können besten-
falls auch im luftfahrt- und immissionsschutzrechtlichen 
Verfahren wichtige Zeitmomente gewonnen und das Ge-
nehmigungsverfahren gestrafft durchgeführt werden. 
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Sobald für eine BNK die grundlegenden Funktionen ge-
mäß der AVV geprüft und nachgewiesen wurden, ist da-
von auszugehen, dass aus dem Betrieb dieser Anlage kein 
zusätzliches flugbetriebliches Risiko erwächst und das 
BNK-System damit genehmigungsfähig ist. Dies gilt ins-
besondere auch für Standorte in der Umgebung von Flug-
plätzen, die keineswegs pauschal ausgeschlossen werden 
sollen.

Die Verantwortung für die Sicherheit des Flugverkehrs 
verbleibt dennoch letzten Endes bei der jeweils zustän-
digen Luftfahrtbehörde. Diese verfügt insofern über das 
Ermessen, im Einzelfall in eine detailliertere Prüfung der 
luftverkehrsrechtlichen Risiken des Vorhabens einzustei-
gen. Resultat einer solchen Prüfung kann auch sein, dass 

der Betrieb eines BNK-Systems aufgrund von Zweifeln 
an der Sicherheit eines Luftverkehrs an einem bestimm-
ten Standort versagt werden muss. Dafür sieht die AVV 
Kennzeichnung im Anhang 6 Ziff. 3 n. F. entsprechende 
Ablehnungsgründe vor. Tätig wird die zuständige Luft-
fahrtbehörde auf Anfrage eines Betreibers hinsichtlich 
der Installation eines konkreten BNK-Systems mit Blick 
auf eine konkrete Windenergieanlage an einem genauen 
Standort. Diese Prüfung erfolgt, sofern notwendig, unter 
weiterer Einbeziehung der zuständigen Immissionsschutz-
behörde. Sofern der Einsatz eines BNK-Systems aus luft-
fahrtrechtlichen Gründen an einem konkreten Standort 
ausgeschlossen ist, genügt ein informelles Schreiben der 
Luftfahrtbehörde an den Betreiber, welche die jeweiligen 
Gründe näher ausführt und belegt.
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Fragen zu den gesetzlichen Neuerungen rund um die BNK und die AVV 
Kennzeichnung

Kann von den Anlagenbetreibern, die eine Beschei-
nigung über eine dauerhafte Befeuerung möchten, 
verlangt werden, dass sie zumindest ansatzwei-
se begründen, warum eine BNK aus ihrer Sicht den 
Luftverkehr gefährden würde?

Florian Willers: Nein, die Prüfung, also auch die Be-
gründung der luftfahrtrechtlichen Gefahrenbeurteilung 
obliegt der jeweiligen Luftfahrtbehörde. Deren Entschei-
dung kann jedoch für die Darlegung bei der zuständigen 
Immissionsschutzbehörde oder beim Verteilnetzbetreiber 
herangezogen werden.

Muss bei Installation der BNK die gesamte Befeue-
rung an die neue AVV angepasst werden (Anhang 6 
Nr.  1 Satz 1 AVV Kennzeichnung)?

Florian Willers: Sofern bestehenden Windenergieanlagen 
nachträglich mit einem BNK-System ausgerüstet werden, 
bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass die Tages- und 
Nachtkennzeichnung der Windenergieanlage an die Vor-
gaben der AVV Kennzeichnung in ihrer neusten Fassung 
angepasst werden muss; z. B. durch Versetzen der Turm-
feuer o. ä. Vielmehr sieht die AVV Kennzeichnung in Teil 
6 Ziff.  23 n. F. vor, dass bestehende Kennzeichnungen von 
Luftfahrthindernissen erst im Falle ihrer Erneuerung ange-
passt werden müssen. Diese Anforderung kann nur dann 
gestellt werden, wenn die Hinderniskennzeichnung tat-
sächlich als ganzes System vollständig ausgetauscht wird. 

Wie ist es um die Umsetzungsfrist zum 30.  Juni 2021 
bestellt? Für wie wahrscheinlich halten Sie eine 
weitere Fristverlängerung durch die Bundesnetz-
agentur?

Konrad Hölzl: Die Beantwortung dieser Frage kann zu 
diesem Zeitpunkt nicht abschließend erfolgen. Die Bun-
desnetzagentur ist für die Überprüfung einer solchen Frist 
zuständig. Dem sollten wir nicht vorgreifen. Tatsächlich 
ist es eine ambitionierte Fristsetzung. Es besteht dabei ein 
großes Interesse, die BNK schnellstmöglich und bundes-
weit zur Umsetzung zu verhelfen. Zum aktuellen Zeitpunkt 
sind die gesetzlichen Grundlagen für die Umsetzung der 
BNK-Pflicht gelegt. Was nun u. a. noch aussteht, ist die 
Benennung mehrerer Stellen, für eine einheitliche und 
transparente Durchführung von Baumusterprüfungen er-
forderlich. Diese Prüfungen müssen dann von möglichst 
vielen BNK-Herstellern erfolgreich durchlaufen werden. 
Danach werden sich Windenergieanlagenbetreiber Kos-
tenvoranschläge für BNK-System einholen und die BNK 
in Ihren neuen oder bestehenden Genehmigungen eta-
blieren. Je klarer und effizienter gerade das Zulassungs-
verfahren zum Einbau von BNK-Systemen in bestehende 
Windparks ausgestaltet wird, desto eher sehe ich Chan-
cen, die Fristen zu erreichen. 
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Bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung – 
Genehmigungsrechtliche Aspekte
Monika Agatz1, Referentin Kreis Borken, Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz

1	 Der Text stellt ausschließlich die persönliche Meinung der Autorin dar.

Nach § 52 Abs. 2 EEG 2017 verringert sich die EEG-Ver-
gütung für Windenergieanlagen (WEA) auf den sog. Mo-
natsmarktwert, wenn die WEA ab dem Stichtag 30. Juni 
2021 nicht mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-
nung nach § 9 Abs. 8 EEG 2017 ausgerüstet ist. Die BNK 
ist also nicht im Fachrecht, d. h. dem Immissionsschutz- 
oder Luftverkehrsrecht rechtlich verpflichtend verankert 
worden, sondern es wurde lediglich ein finanzieller Anreiz 
zum Einsatz einer BNK gesetzt. Es ist demnach nicht Auf-
gabe der Immissionsschutzbehörden, die BNK zum v. g. 
Stichtag verwaltungsrechtlich in Form nachträglicher An-
ordnungen oder verpflichtender Nebenbestimmungen zu 
Neuanlagen um- und durchzusetzen. 

Die Rahmenbedingungen, unter denen die Immissions-
schutzbehörden den Einsatz einer BNK fordern können, 
haben sich durch die Einführung von § 9 Abs. 8 EEG 2017 
nicht verändert. Solange einer Immission mit grundsätzlich 
geringer schädlicher Wirkung, die noch dazu die einschlä-
gigen Richtwerte der Licht-Richtlinie einhält, hohe Kosten 
einer BNK gegenüberstehen, ist die immissionsschutzrecht-
liche Forderung einer BNK unverhältnismäßig. Wenn sich 
die Kosten durch den breiten Einsatz und die erfolgte Er-
weiterung der zulässigen BNK-Technologien in der AVV 
Kennzeichnung stark reduzieren, kann zukünftig ggf. auch 
eine immissionsschutzrechtliche Einforderung der BNK 
möglich werden; vergleichbar der seit Jahren üblichen Ne-
benbestimmungen zur Synchronisierung der Befeuerung 
und zur Regelung der Lichtintensität. Da neue WEA ab-
sehbar nicht ohne die Marktprämie des EEG wirtschaftlich 
betrieben werden können, wird sich die Frage einer im-
missionsschutzrechtlichen Anordnung der BNK allerdings 
in der Praxis nicht stellen. Die Luftfahrt- und Immissions-
schutzbehörden übernehmen also bei der Implementie-
rung der BNK primär die Rolle der fachrechtlichen Prüfung 
und genehmigungsrechtlichen Umsetzung der durch die 
Anlagenbetreiber vorgesehenen BNK.

Luftverkehrsrechtliche Zulässigkeit 
der BNK

Die Zulassung von BNK gliedert sich in zwei Teile: einerseits 
die Zertifizierung der BNK-Systeme, die durch Zertifizie-
rungsstellen erfolgt, und andererseits die standortspezifi-
sche und einzelfallbezogene Prüfung und Genehmigung 
für den Einsatz am konkreten WEA-Projekt. Die neue AVV 
legt keine generellen Ausschlussbereiche für den Einsatz 
von BNK mehr fest, sondern überlässt die Frage, ob an 
einem konkreten Standort z. B. auf Grund der Nähe zu 
einem Flugplatz überhaupt eine BNK eingesetzt werden 
darf, der Einzelfallentscheidung der Luftfahrtbehörde. 

Da die Projektierung einer BNK aufwändig ist, hat der An-
lagenbetreiber ein Interesse, bereits vorab zu erfahren, ob 
der Einsatz einer BNK an seinem Standort überhaupt zuläs-
sig ist, um nicht erst nach einer zeit- und kostenträchtigen 
Planung im folgenden Zulassungsverfahren die generel-
le Unzulässigkeit mitgeteilt zu bekommen. Grundsätzlich 
kann immer der formlose Kontakt zur Luftfahrtbehörde 
mit der Bitte um Auskunft gesucht werden, was jedoch 
sowohl die Luftfahrtbehörden auf Grund der kurzen Um-
setzungsfristen und hohen Anfragenzahl belastet als auch 
fraglich ist, ob eine formlose Mitteilung, dass eine BNK 
am Standort nicht zulässig ist, als Nachweis für die Befrei-
ung von der Pflicht nach § 9 Abs. 8 EEG 2017 ausreicht. 
Sofern die Luftfahrtbehörden ihre Entscheidung nach all-
gemeinen Kriterien treffen und somit generell die Flächen 
benennen können, auf denen der Einsatz einer BNK keine 
Zustimmung erhält, könnten diese Ausschlussbereiche in 
offizielle GIS-Systeme wie z. B. dem EnergieatlasNRW oder 
den GIS-Systemen der Genehmigungs- oder Luftfahrtbe-
hörden eingestellt werden und somit den Anlagenbe-
treibern als Informationsquelle und formaler Nachweis 
gegenüber dem Netzbetreiber dienen.
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Zulassung von BNK bei Neuanlagen

Die Zulassung von BNK im Zuge von Neugenehmigungen 
für WEA kann im Rahmen der etablierten Verfahrensab-
läufe abgewickelt werden. Die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsbehörde holt die nach §§ 12, 14, 17 LuftVG 
erforderliche Zustimmung für die Errichtung der WEA als 
Luftfahrthindernis ein. Die Zustimmung erfolgte bisher 
unter der Auflage einer dauerhaften Nachtkennzeich-
nung und kann zukünftig für die vom Antragsteller bean-
tragte BNK erfolgen. Die Luftfahrtbehörde kann jedenfalls 
prüfen, ob der Einsatz der BNK am Standort akzeptiert 
werden kann und ein zertifiziertes System eingesetzt wird. 
Unklar ist derzeit noch, ob der Nachweis der Funktions-
fähigkeit des gewählten BNK-Systems im konkreten Pro-
jekt am konkreten Standort erst durch Testverfahren und 
Prüfungen an der errichteten Anlage geführt werden 
kann oder ob technische Auslegungsdaten, die bereits im 
Zuge des Genehmigungsverfahrens vorgelegt werden, als 
Nachweis ausreichen. 

Das Erfordernis eines Funktionstests kann ggf. abhängig 
von der gewählten BNK-Technologie und der örtlichen To-
pografie sein. Sofern Funktionstests am errichteten Pro-
jekt erforderlich sind, kann die Genehmigung unter der 
aufschiebend formulierten Nebenbestimmung erteilt wer-
den, dass die BNK erst nach Vorlage bestimmter Funk-
tionsnachweise aktiviert werden darf und bis dahin eine 
Dauerbefeuerung erfolgen muss. Es ist zu betonen, dass 
sich die aufschiebende Wirkung hier ausschließlich auf die 
Aktivierung der BNK und selbstverständlich nicht auf die 
Genehmigung insgesamt bezieht. 
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Zulassung von BNK bei 
Bestandsanlagen

Bei Bestandsanlagen stellt sich dieses Problem nicht, da 
hier die BNK an der Bestands-WEA eingerichtet und ggf. 
erforderliche technische Funktionstests durchgeführt wer-
den können, so dass diese bereits im Zulassungsverfah-
ren vorlegt werden können. Allerdings fehlt es für die 
Nachrüstung einer BNK an einem gesetzlich verankerten 
und in der Verwaltungspraxis etablierten Zulassungsver-
fahren. §§ 12, 14, 17 LuftVG sehen nur für die Errichtung 
eines Luftfahrthindernisses die Zustimmungspflicht der 
Luftfahrtbehörde bzw. ein eigenständiges Zulassungs-
verfahren bei der Luftfahrtbehörde vor, wenn die Anla-
ge selbst keiner Genehmigung bedarf. Für die Änderung 
einer Hinderniskennzeichnung an einer bereits existieren-
den Anlage gibt es weder ein Zustimmungs- noch ein Zu-
lassungserfordernis im LuftVG. 

Die AVV kann als Verwaltungsvorschrift kein dem Bürger 
gegenüber rechtswirksames Zulassungserfordernis etab-
lieren. Hier stellt sich also die Frage, wie Luftfahrtbehör-
den in den Prozess eingebunden werden können und wie 
die bestehenden Nebenbestimmungen der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung derart angepasst wer-
den können, dass die Pflicht zur dauerhaften Befeuerung 
aufgehoben wird und die für den Betrieb einer BNK er-
forderlichen Nebenbestimmungen implementiert werden 
können.

Nach § 15 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 2 
sind Änderungen der Beschaffenheit oder des Betriebs 
von Anlagen, die Auswirkungen auf die Schutzgüter des 
BImSchG haben können, anzuzeigen. Die Einrichtung ei-
ner BNK führt zu einer Reduzierung der Lichtimmissionen. 
Da auch positive Auswirkungen anzeigepflichtig sind, 
greift § 15 BImSchG. Eine Genehmigungspflicht besteht 
jedoch nicht, da nach § 16 Abs. 1 BImSchG ausschließ-
lich negative Auswirkungen, die nicht offensichtlich ge-
ring sind, eine Genehmigungspflicht auslösen können. 
Eventuell von einem BNK-System ausgehende elektro-
magnetische Felder sind nur dann überhaupt Gegen-
stand der Prüfung, wenn die BNK über ein sog. Aktivradar 

2	 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge v. 15.3.1974, BGBl. I S. 1328.

unmittelbar als Nebeneinrichtung der WEA eingerichtet 
wird. Da Radarsysteme zur Kostenteilung vornehmlich als 
flächenhaft ausgerichtete, eigenständige Systeme zur Ab-
deckung zahlreicher WEA und Windparks konzipiert wer-
den, werden Radarsysteme voraussichtlich eher selten 
als Nebeneinrichtung einer WEA anzusehen sein. Selbst 
im Falle der Einstufung als Nebeneinrichtung werden die 
elektromagnetischen Felder als offensichtlich gering im 
Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 2 BImSchG einzustufen sei. 

Wird eine Anzeige nach § 15  BImSchG durch die 
BImSchG-Genehmigungsbehörde positiv beschieden, 
bedeutet dies lediglich, dass kein Genehmigungserfor-
dernis nach BImSchG besteht und somit auch die Kon-
zentrationswirkung des § 13 BImSchG nicht greift. Die 
positive Anzeigebestätigung indiziert also nur die immis-
sionsschutzrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens, sagt 
jedoch nichts über die Zulässigkeit nach anderen öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften aus. 

Eine Beteiligung von Fachbehörden findet im Zuge eines 
Anzeigeverfahrens nach § 15 BImSchG nicht statt. Der An-
lagenbetreiber muss also die luftfahrtrechtliche Zulässig-
keit der BNK selbständig mit der Luftfahrtbehörde klären, 
wozu ihm allerdings wie oben dargestellt kein formales 
Zulassungsverfahren zur Verfügung steht. Parallel zu einer 
Anzeige nach § 15 BImSchG sind nur die anderen öffent-
lich-rechtlichen Zulassungen einzuholen, die fachrechtlich 
existieren, durch das Entfallen der Konzentrationswirkung 
des § 13 BImSchG »entstehen« keine fachrechtlichen Zu-
lassungserfordernisse, die nicht gesetzlich verankert sind. 

Laut einem Erlass des Landes Brandenburg soll sich der 
Anlagenbetreiber eine »Zustimmung« der Luftfahrtbe-
hörde einholen. Offen bleibt dabei, ob mit dieser – da 
kein formalrechtliches luftfahrtrechtliches Zulassungser-
fordernis besteht – lediglich als formlose Mitteilung an-
zusehenden Zustimmung die Nebenbestimmungen der 
BImSchG-Genehmigung modifiziert werden können bzw. 
die Nebenbestimmungen der formlosen Zustimmung als 
vollzugsfähiger Verwaltungsakt angesehen werden kön-
nen. Vermutlich sind für den Betrieb einer BNK (wie auch 
bei der klassischen Dauerbefeuerung) bestimmte betrieb-
liche Anforderungen zu erfüllen wie z. B. das Einschalten 
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der Dauerbefeuerung bei Ausfall des BNK-Systems oder 
Wartungs- und Prüfpflichten. Diese Pflichten können 
dem Anlagenbetreiber nur durch einen wirksamen, voll-
streckbaren Verwaltungsakt rechtsverbindlich auferlegt 
werden. Da im Zuge einer Anzeige nach § 15 BImSchG 
keine Nebenbestimmungen der existierenden Genehmi-
gung geändert werden können, obliegt es allein der Luft-
fahrtbehörde, dass sie die von ihr gewollten Auflagen 
rechtsverbindlich dem Anlagenbetreiber auferlegt und 
auch später bei eventuellen Verstößen verwaltungsrecht-
lich durchsetzt. Darüber hinaus ist bei diesem Lösungs-
ansatz unklar, ob und wenn ja wie auch die militärische 
Luftfahrtbehörde eingebunden werden kann.

Auf Grund der unklaren Rechtslage sowie der in der Ver-
waltungspraxis nicht eingeübten Abläufe wurde durch die 
Windbranche und die Luftfahrtbehörden in Nordrhein-
Westfalen der Wunsch nach einem immissionsschutzrecht-
lichen Trägerverfahren an die Genehmigungsbehörden 
herangetragen. Für anzeigepflichtige Änderung kann 
der Anlagenbetreiber nach § 16 Abs. 4 BImSchG freiwil-
lig eine Änderungsgenehmigung beantragen. Im Rah-
men eines Änderungsgenehmigungsverfahrens nach 
§ 16 BImSchG kann die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungsbehörde die zivile und die militärische Luft-
fahrtbehörde beteiligen – und zwar unabhängig davon, 
ob man für die Einrichtung einer BNK eine formale luft-
fahrtrechtliche Zustimmungspflicht postuliert oder nicht, 
denn bereits die Betroffenheit luftfahrtrechtlicher Belange 
indiziert das Einholen der Stellungnahme der Luftfahrtbe-
hörden. Die zivile und militärische Luftfahrtbehörde ha-
ben dann die Möglichkeit, den Einsatz des beantragten 
BNK-Systems am Standort zu prüfen und die erforderli-
chen Nebenbestimmungen vorzuschlagen. Mit der Än-
derungsgenehmigung nach § 16 BImSchG können dann 
die Nebenbestimmungen zur Dauerbefeuerungspflicht 
aufgehoben und die für die BNK erforderlichen betrieb-
lichen Bestimmungen rechtsverbindlich festgeschrieben 
werden. Das Verfahren entspricht vom Ablauf her dem 
des Neugenehmigungsverfahrens und ist damit ein stan-
dardisierter und etablierter Verwaltungsablauf. Sowohl 
das Verfahren als auch der erteilte Verwaltungsakt sind 
unzweifelhaft rechtskonform. Das Änderungsgenehmi-
gungsverfahren ist auf den Antragsgegenstand, d. h. auf 

3	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung v. 12.2.1990, BGBl. I S. 1328.

die BNK und ihre Auswirkungen, beschränkt. Da außer 
den luftfahrtrechtlichen Belangen keine anderen öffent-
lich-rechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 
Abs. 1 Nr. 2 BImSchG berührt sind, brauchen keine weite-
ren Fachbehörden beteiligt zu werden. Auch in der formal 
für Windfarmen mit mehr als zwei WEA durchzuführen-
den Umweltverträglichkeits-Vorprüfung nach § 9 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 3 
können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen of-
fensichtlich ohne aufwändige Prüfung ausgeschlossen 
werden. Ein kurzer Aktenvermerk der Genehmigungs-
behörde ist hierzu ausreichend. Das Änderungsgeneh-
migungsverfahren kann daher sehr schlank und kurz 
gehalten werden.

Seitens der Windbranche wird – trotz des vorstehend er-
läuterten rechtlich begrenzten Prüfumfangs einer Ände-
rungsgenehmigung – die Befürchtung geäußert, dass 
die Behörden ein Änderungsgenehmigungsverfahren 
als Anlass für eine erneute Prüfung oder eine allgemei-
ne Nachbesserung anderer fachrechtlicher Belange nut-
zen könnten. Um dieser Besorgnis Rechnung zu tragen, 
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könnte die BNK als sog. »Austausch der Mittel« gewährt 
werden. In Anlehnung an dieses Instrument des allgemei-
nen Ordnungsbehördenrechts (siehe z. B. § 21 des Ord-
nungsbehördengesetz (OBG NRW)) 4 bzw. § 49 VwVfG 
NRW i. V. m. § 12 BImSchG stellt der Anlagenbetrei-
ber hierzu den Antrag, seine Verpflichtung zur luftfahrt-
rechtlichen Nachtkennzeichnung anstatt in Form einer 
Dauerbefeuerung durch die BNK als zur Zielerreichung 
gleichwertiges Mittel zu erfüllen. Die Genehmigungsbe-
hörde prüft die Gleichwertigkeit und holt hierzu die Stel-
lungnahme der zivilen und militärischen Luftfahrtbehörde 
ein. Bei positivem Befund gewährt sie den Austausch 
der Mittel durch Änderung der betreffenden Neben-
bestimmungen der BImSchG-Genehmigung. In einem 
solchen Verfahren ist es faktisch unmöglich, den Prüfum-
fang über die BNK hinaus auszudehnen. Allerdings han-
delt es sich bei der analogen Anwendung des »Austausch 
der Mittel« im BImSchG-Verfahren um ein Instrument 
der Verwaltungspraxis, das formalrechtlich umstritten ist.

Da sowohl eine Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 4 
BImSchG als auch ein Austausch der Mittel einen freiwil-
ligen Antrag des Anlagenbetreibers voraussetzt, wurde 
seitens der Luftfahrtbehörden die Besorgnis geäußert, 
dass es damit dem Antragsteller frei stände, ob er für 
die BNK überhaupt ein Zulassungsverfahren durchführt, 
oder er ansonsten die BNK ganz ohne eine vorherige be-
hördliche Zulassungskontrolle eigenmächtig umsetzt. 
Diese Befürchtung ist unbegründet, denn sofern der An-
lagenbetreiber keinen der aufgezeigten Wege beschrei-
tet, bleibt unzweifelhaft die Pflicht zur Dauerbefeuerung 
in den unveränderten Nebenbestimmungen der Geneh-
migung bestehen, die verwaltungsrechtlich durchgesetzt 
werden kann.

Genehmigung der Radar- bzw.  
Antennenanlage

Schließlich verbleibt die Frage, wie die Radar- bzw. Anten-
nenanlage, also die technische Einheit, die den Luftraum 
überwacht und das Steuerungssignal für die WEA gene-
riert, zu genehmigen ist. Wird die Radar- / Antennenanla-

4	 Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz v. 13.5.1980, GV. NW. S. 732.

5	 Verordnung über elektromagnetische Felder v. 16.12.1996, BGBl. I S. 3266.

6	 Baugesetzbuch v. 23.06.1960, GBl. I S. 1728.

7	 OVG Schleswig, Beschl. v. 21.2.2020 – 1 MB 24 /19.

ge durch den WEA-Betreiber betrieben und an der WEA 
oder im Windpark der Betreibers errichtet, d. h. dient das 
Luftraumüberwachungssystem allein seinen WEA und ist 
ihnen unmittelbar zugeordnet, kann es als Nebenanla-
ge der WEA angesehen werden und in das Änderungs-
genehmigungsverfahren nach § 16 BImSchG integriert 
werden. Die Änderungsgenehmigung enthält gemäß der 
Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG alle erforder-
lichen anlagenbezogenen Zulassungen, wie die Bauge-
nehmigung oder die Nachweise nach der 26. BImSchV.5 
Als Nebenanlage der WEA ist das Überwachungssys-
tem nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 des Baugesetzbuchs (BauGB) 6 
privilegiert. 

Wird ein eigenständiges Radar- bzw. Antennensystem er-
richtet, das eine große Zahl von WEA bzw. Windparks 
abdeckt, ist das Luftraumüberwachungssystem als eigen-
ständige Anlage vergleichbar einer Infrastruktur einzustu-
fen. Der Betreiber des Systems holt dann die erforderlichen 
Genehmigungen ein, d. h. insbesondere die Baugenehmi-
gung und die Standortbescheinigung für Hochfrequenz-
anlagen der BNetzA. Antennenmasten begrenzter Höhe 
sind nach Maßgabe der jeweiligen Landesbauordnung 
genehmigungsfrei (in Nordrhein-Westfalen bis 10 m). Das 
Oberverwaltungsgericht Schleswig hat in einer aktuellen 
Entscheidung anerkannt, dass Luftraumüberwachungs-
systeme in einer ausgewiesenen Konzentrationszone 
(oder in Gemeindegebieten ohne Konzentrationszonen-
planung) als mitgezogene Privilegierung von § 35 Abs. 1 
Nr. 5 BauGB erfasst sind.7 Alternativ kann eine Privilegie-
rung in Analogie zur erforderlichen Raumabdeckung im 
Mobilfunk oder anderen Infrastruktureinrichtungen auch 
aus § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB als notwendige, ortsgebunde-
ne Infrastruktur abgeleitet werden.

Auf Grund der verschiedenen Möglichkeiten und Zwei-
felsfragen zur genehmigungsrechtlichen Umsetzung der 
BNK wäre es für alle Beteiligten wünschenswert, wenn 
das Verfahren durch Erlasse der Bundesländer einheitlich 
geregelt würde. Ansonsten bleibt es den Vollzugsbehör-
den überlassen, untereinander ein gemeinsames Vorge-
hen abzustimmen, um eine effiziente Abwicklung der 
Vielzahl der zu erwartenden Verfahren zu gewährleisten.

http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/t/2o3m/page/bsshoprod.psml;jsessionid=C7DDBE0C3F649416A2D2BE582B113E12.jp14?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE200005673%3Ajuris-r02&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1


Grenzen und Ausnahmen von der Ausstattungsverpflichtung nach EEG  |  17

Grenzen und Ausnahmen von der 
Ausstattungsverpflichtung nach EEG
Henrike Almeling, MLE, Referentin Beschlusskammer 6,  
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen

Die Bundesnetzagentur ist mit dem Thema der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen 
in zweierlei Hinsicht befasst. Zum einen verfügt sie über 
eine umfassende Festlegungskompetenz (vgl. § 85 Abs. 2 
Nr. 1a EEG 2017). Diese beinhaltet nicht nur die Frage 
nach einer möglichen Verlängerung der Umsetzungsfrist, 
sondern die Ausstattungsverpflichtung in Gänze. Zum an-
deren ist die Bundesnetzagentur nach § 9 Abs. 8 Satz 5 
EEG 2017auch für die Bescheidung von Ausnahmeanträ-
gen wegen wirtschaftlicher Unzumutbarkeit zuständig.

Umfang der Ausstattungsverpflichtung

Die Anforderungen an die BNK-Ausstattungsverpflich-
tung nach EEG sowie deren Umfang und Grenzen hat 
die Bundesnetzagentur in der Festlegung zur bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen 
(BK6-19-142) vom 20.10.2019 näher ausgestaltet. 

Grenzen der Ausstattungsverpflichtung aus Grün-
den der Luftverkehrssicherheit

Neben einer einjährigen Fristverlängerung regelt die Fest-
legung unter anderem, in welchen Fällen keine Verpflich-
tung zur Ausstattung besteht. Das ist zum Beispiel der 
Fall, wenn die Verwendung eines BNK-Systems aus Grün-
den der Luftverkehrssicherheit unzulässig ist. In diesem 
Fall ist dem Anlagenbetreiber der Betrieb eines BNK-Sys-
tems rechtlich unmöglich und die Pflicht zur Ausstattung 
nach § 9 Abs. 8 EEG 2017 tritt hierhinter zurück. 

Grundsätzlich ist zur Erfüllung der Ausstattungsverpflich-
tung nach EEG 2017 der nach Luftverkehrsrecht zulässige 
Betrieb eines BNK-Systems erforderlich (vgl. BK6-19-142, 
Tenorziff. 2). Der Einbau von BNK-Systemen, die nicht be-
trieben werden dürften, widerspräche ganz offensichtlich 
dem Sinn und Zweck der Regelung – der Vermeidung des 
nächtlichen Dauerblinkens. In Fällen, in denen die zustän-
dige Luftverkehrsbehörde den Betrieb von BNK-Systemen 
untersagt, bedarf es insoweit auch keiner Ausnahmege-
nehmigung durch die Bundesnetzagentur mehr. Für die 
Beurteilung, ob im konkreten Fall die Ausstattung mit ei-
nem BNK-System aus Gründen der Luftverkehrssicher-
heit unmöglich ist, ist die zuständige Luftfahrtbehörde 
verantwortlich. Das Ergebnis der Prüfung hat der Anla-
genbetreiber im Falle eines BNK-Verbots dem zuständi-
gen Anschlussnetzbetreiber gegenüber nachzuweisen. 
Dieser ist für die Einhaltung der Voraussetzungen der 
Zahlungen nach EEG verantwortlich. Die Bundesnetz-
agentur ist lediglich mittelbar als Aufsichtsbehörde der 
Netzbetreiber involviert. Zuständige Stelle im Streitfall 
zwischen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber hinsicht-
lich der Nachweisführung sind die Zivilgerichte oder die 
Clearingstelle EEG. Die Bundesnetzagentur kann Ausnah-
men von der Ausstattungsverpflichtung nur aus Gründen 
der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit gewähren. 
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Keine Ausstattungsverpflichtung bei alten 
Bestandsanlagen

Anlagen, die kurz vor ihrem Förderende stehen, sind eben-
falls von der Ausstattungsverpflichtung ausgenommen 
(vgl. BK6-19-142, Tenorziff. 5). Das betrifft Windenergie-
anlagen, deren Zahlungsanspruch nach EEG innerhalb 
von drei Jahren ab Beginn der Pflicht zur bedarfsgesteu-
erten Nachtkennzeichnung endet. Die Ausstattung der 
Windenergieanlagen mit einem BNK-System für einen 
so kurzen Zeitraum erscheint angesichts des nicht unwe-
sentlichen Aufwands, der damit verbunden ist, als unver-
hältnismäßig. Das Ziel der BNK, das nächtliche Blinken zu 
reduzieren, tritt in absehbarer Zeit ohnehin ein. Zwar mag 
es vorkommen, dass die Windenergieanlagen im Einzel-
fall noch über das Ende der Förderdauer hinaus betrieben 
werden. Allerdings zeigen die bisherigen Erfahrungen bei 
der Bearbeitung von Ausnahmeanträgen, dass die dabei 
erzielbaren Einnahmen im Regelfall nicht reichen werden, 
um einen wesentlichen Deckungsbeitrag für das BNK-Sys-
tem zu erzielen. Die Anlagenbetreiber könnten demnach 
ohnehin im Rahmen der Regelung zur wirtschaftlichen 
Unzumutbarkeit einen Anspruch auf Ausnahme von der 
Verpflichtung zum Einbau eines BNK-Systems geltend ma-
chen. Anderes gilt jedoch, wenn am Standort der Anlage 
eine neue Anlage errichtet wird (sog. Repowering). Die 
neue Anlage unterfällt ohne Einschränkungen der Pflicht 
zur Ausstattung mit einem BNK-System.

Ausnahmen wegen wirtschaftlicher 
Unzumutbarkeit

Von der Pflicht auf Ausstattung von Windenergieanlagen 
mit BNK-Systemen kann die Bundesnetzagentur nach § 9 
Abs. 8 Satz 5 EEG 2017 auf Antrag im Einzelfall insbeson-
dere für kleine Windparks Ausnahmen zulassen, sofern 
die Erfüllung der Pflicht wirtschaftlich unzumutbar ist. 

Grundsätzlich müssen Anlagenbetreiber detailliert nach-
weisen, dass ihnen die Ausstattung der Anlagen mit ei-
nem BNK-System wirtschaftlich unzumutbar ist. Aus 
diesem Grund sind die voraussichtlichen Kosten eines 
Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung 
vom Antragsteller zu belegen und mit den Umsatzerlö-
sen bis zum Ende der Förderdauer ins Verhältnis zu set-
zen. Der Kostennachweis kann dabei beispielsweise durch 
die Vorlage entsprechender Kostenvoranschläge erfolgen. 
Im Rahmen des Ausnahmeverfahrens hat der Antragstel-
ler zudem nachzuweisen, dass er sich um eine möglichst 
kostengünstige Beschaffung eines BNK-Systems bemüht 
hat. In diesem Zusammenhang ist es erforderlich, alle in 
Betracht kommenden BNK-Systeme, insbesondere auch 
transponderbasierte BNK-Systeme, zu berücksichtigen.

Aus Gründen der Verfahrensvereinfachung hat die Bun-
desnetzagentur allerdings eine Vermutungsregel zum 
Vorliegen der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit aufgestellt 
und zusammen mit dem Antragsformular auf ihrer Inter-
netseite veröffentlicht. Danach wird die wirtschaftliche 
Unzumutbarkeit vermutet, wenn die voraussichtlichen 
Kosten der Ausstattung mit einem BNK-System 3 % der 
voraussichtlichen Umsatzerlöse bis zum Ende der Förder-
dauer der Windenergieanlage übersteigen. Andere Grün-
de sind substantiiert zu begründen und nachzuweisen. 

Weiterführende Informationen zur Festlegung sowie zur 
Stellung von Ausnahmeanträgen aus Gründen der wirt-
schaftlichen Unzumutbarkeit sind online abrufbar auf der 
Internetseite der Beschlusskammer 6 der Bundesnetz-
agentur unter dem Themenbereich Offshore / EEG.
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Das luftfahrtrechtliche Verfahren für die 
Vorrichtung einer bedarfsgesteuerten 
Nachtkennzeichnung an Windenergiean-
lagen, insbesondere Bestandsanlagen – 
LuftVG »first«?¹
Carsten Diekmann, Leiter Dezernat 41 Fachplanung, Umwelt- und TÖB-Angelegenheiten,  
Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV), Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg (LuBB)

Einführung

1	 Der Text stellt ausschließlich die persönliche Meinung des Autors dar.

2	� Zwar gibt es eine ausdrückliche Definition für Luftfahrthindernisse im Wesentlichen nur für solche Objekte, die sich auf einem Flugplatz oder in dessen Nähe befinden, was 
auf WEA regelmäßig nicht zutrifft, vgl. Anhang 14 zum Abkommen über die internationale Zivilluftfahrt (Chicagoer Abkommen, ChA), Kapitel 1 Punkt 1.1 (Definitionen – 
»Obstacle«): »Alle festen (zeitweilig oder ständig vorhandenen) und alle beweglichen Objekte oder Teile davon, die sich auf einer für die Bodenbewegungen von Luftfahrzeugen 
bestimmten Fläche befinden oder über eine festgelegte Fläche hinausragen, die zum Schutz von Luftfahrzeugen im Flug bestimmt ist oder die sich außerhalb solchermaßen 
festgelegter Flächen befinden, für die aber davon ausgegangen wird, dass sie die Navigation im Luftraum beeinträchtigen können«. 

	� Auf bundesdeutscher Rechtsebene zeigt sich ein schärferes Bild, vgl. Richtlinie des BM für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen über die Hindernisfreiheit für Start- und 
Landebahnen mit Instrumentenflugbetrieb, NfL I 328 / 01, dort Nr. 1.2, wonach Bauwerke mit »Hindernissen« gleichgesetzt werden; und Gemeinsame Grundsätze des Bundes 
und der Länder für die Anlage und den Betrieb von Flugplätzen für Flugzeuge im Sichtflugbetrieb, NfL I 92 / 13, dort z. B. Nr. 5.4, worin als Hindernisse speziell »Bauwerke, 
Vertiefungen« benannt werden). Es wird unstreitig sein, dass WEA immer auch »Bauwerke« sind.

3	� Vgl. AVV Kennzeichnung und Anforderungen des Anhangs 14 Band 1 zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt (Anhang 14 zum ChA Band 1 Kapitel 6, 8. Edition, 
Juli 2018); in den Anforderungen des Anhangs 14 Band 1 zum ChA heißt es zu Nr. 6.2.4 »Wind turbines« und Nr. 6.2.4.1: »A wind turbine shall be marked and /or lighted if it 
is determined to be an obstacle«. Dies berücksichtigt die AVV Kennzeichnung, vgl. Nr. 1.1 Abs. 2 Satz 2 der AVV.

4	� Auf die mit § 18a LuftVG verbundene Problematik eines eventuellen – vom Bundesamt für Flugsicherung auszusprechenden – Bauverbots wird hier nicht eingegangen; 
diese Problematik betrifft keine Fragen der Befeuerung von Luftfahrthindernissen. 

5	 Giemulla, in: Frankfurter Kommentar zum Luftverkehrsrecht, 2018, LuftVG, § 14 Rn. 1.

6	� Mit Blick auf beschränkte Bauschutzbereiche (§ 17 LuftVG) formuliert: Giemulla in aaO: »obschon § 14 in § 17 Satz 2 nicht erwähnt ist«; im Ergebnis ebenso Grabherr / Reidt /
Wysk LuftVG, 21. Aufl. 2019, § 14 Rn. 1.

Windenergieanlagen, wie sie aktuell errichtet werden, 
sind nahezu durchgängig als Luftfahrthindernisse zu qua-
lifizieren 2 und als solche sind sie mit einer Befeuerung 
zu versehen 3. Die Errichtung und der Betrieb von WEA 
bedürfen der Genehmigung nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz. § 14 LuftVG regelt, dass die für die Er-
teilung einer Baugenehmigung zuständige Behörde die 
Errichtung von Bauwerken, die eine Höhe von 100 m über 
der Erdoberfläche überschreiten, nur mit Zustimmung der 
Luftfahrtbehörden genehmigen darf. Kürzer gefasst: Die 
Errichtung von Luftfahrthindernissen mit einer Höhe von 
mehr als 100 m über Geländeoberkante (OK) bedarf der 
Zustimmung der zuständigen Landesluftfahrtbehörde 4 
(LLB).

Die §§ 12 ff. LuftVG – in diesen Zusammenhang gehört 
§ 14 LuftVG – beziehen sich auf die Genehmigung eines 
Flughafens und dienen der Gewährleistung dessen, dass 
bei Projekten der Errichtung von Bauwerken im definier-
ten Bauschutzbereich eines Flughafens Bedürfnisse der Si-
cherheit des Luftverkehrs Beachtung finden. Spezifisch für 
§ 14 LuftVG ist, dass diese Bestimmung Bedürfnisse der 
Sicherheit des Luftverkehrs auch für Bereiche außerhalb 
eines Bauschutzbereichs zur Geltung bringen soll. § 14 
LuftVG gilt flächendeckend in der gesamten Bundesrepu-
blik 5 und ist damit auch auf Landeplätze und Segelflug-
gelände und deren jeweilige Umgebung anwendbar 6. Ihre 
Zustimmung, aber ggf. auch deren Verweigerung, äußert 
die LLB als sogenanntes »Verwaltungsinternum« gleichsam 
in das – hier – immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
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verfahren hinein. Dabei hat die Luftfahrtbehörde die All-
gemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von 
Luftfahrthindernissen zu beachten, die für diese Verfah-
renslage Regelungen trifft.

Bezugsgegenstand der AVV ist die Anwendung des 
LuftVG »bei der Zustimmung zu Genehmigungen bzw. 
bei der Genehmigung zur Errichtung von für die Luft-
verkehrssicherheit hindernisrelevanten Bauwerken und 
deren Tages- und Nachtkennzeichnung. Sie findet auch 
Anwendung für bereits errichtete Hindernisse, wenn die-
se durch Neufestlegung oder erweiterte Festlegung eines 
Bauschutzbereiches hindernisrelevant werden (…)«.7

Nr. 1.3 AVV Kennzeichnung wiederum bestimmt aus-
drücklich (»sind zu kennzeichnen«), dass die Befeue-
rung an WEA mit einer Höhe von mehr als 100 m über 
OK zwingend ist. 

Erfolgt die Aktivierung der Nachtkennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen bedarfsgesteuert, muss diese entspre-
chend Nr.  5.4 der AVV Kennzeichnung die Anforderungen 
erfüllen, die im Einzelnen in Anhang 6 der AVV vorgege-
ben sind. Teil 3 des Anhangs 6 der AVV Kennzeichnung 
bestimmt zudem im ersten Satz, dass die geplante Instal-
lation einer BNK vor ihrer Inbetriebnahme der »zustän-
digen Luftfahrtbehörde« anzuzeigen ist. Weiter wird im 
Teil 3 des Anhangs 6 der AVV Kennzeichnung ausgeführt, 
dass »die zuständige Luftfahrtbehörde nach Prüfung der 
Umstände im Einzelfall feststellen (kann), dass der Betrieb 
der angezeigten BNK den Luftverkehr gefährden würde 
und nur eine dauerhafte Befeuerung in Betracht kommt«.

Die Installation einer BNK ist demzufolge nicht ohne eine 
vorherige Prüfung durch die LLB möglich, womit sich 
letztlich das Erfordernis verbindet, für die Installation ei-
ner BNK die Zustimmung der LLB zu erhalten. 

Wird die Genehmigung der Errichtung und des Be-
triebs neuer WEA beantragt, so bedeutet die Vorschrif-
tenlage für die Kennzeichnung von WEA, dass deren 
Ausführung von der Luftfahrtbehörde im Rahmen ihrer 
Zustimmung zur Aufnahme in die immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung bestimmt wird. Dazu wird die Luft-
fahrtbehörde regelmäßig Auflagen formulieren und die 

7	 Vgl. Nr. 1.1 AVV Kennzeichnung.

Genehmigungsbehörde auffordern, diese in die künf-
tige Genehmigung aufzunehmen. Nicht nur eigene Er-
wägungen sind hierfür Grundlage. Wegen § 31 Abs. 3 
LuftVG trifft die Landesluftfahrtbehörde ihre Entschei-
dung auf Grund einer gutachtlichen Stellungnahme der 
Flugsicherungsorganisation, d. h. letztere ist immer mit 
einzubeziehen. Die von der Luftfahrtbehörde formulier-
ten Auflagen, in die immissionsschutzrechtliche Geneh-
migung eingebunden, werden mit dieser rechtskräftig 
oder aber – soweit die Auflagen angefochten wurden – 
nach Abschluss des entsprechenden Streitverfahrens.

Verfahren zur BNK an 
Bestands-Windenergieanlagen

Was aber gilt, wenn bereits bestehende Anlagen betrof-
fen sind, namentlich wenn für die Befeuerung dieser Be-
standsanlagen wegen der sich aus § 9 Abs. 8 EEG 2017 
ergebenden Pflichtenlage die Vorrichtung einer bedarfs-
bezogenen Steuerung projektiert und deren Zulassung 
begehrt wird? 

Den zur Beantwortung dieser Frage nun folgenden Er-
wägungen ist vorauszuschicken, dass die BNK keine be-
sondere Art der Kennzeichnung bzw. Befeuerung ist. 
Tatsächlich ist die BNK nichts anderes als eine Vorrich-
tung, die den Vorgang des Ein- und Ausschaltens für den 
unmittelbaren Bedarfsfall steuert. Technologisch bleibt die 
Dauerbefeuerung erhalten.

Nach § 9 Abs. 8 Satz 1 EEG 2017 »müssen Betreiber von 
Windenergieanlagen an Land und auf See ihre Anla-
gen mit einer Einrichtung zur bedarfsgerechten Nacht-
kennzeichnung ausstatten«. Der Gesetzgeber zielt also 
darauf ab, dass alle WEA mit einer Bedarfsnachtkenn-
zeichnung ausgestattet werden bzw. alsbald ausge-
stattet sind. Die Betreiber solcher Anlagen sollen sich 
dem nicht entziehen können. Ausnahmen gibt es nur 
nach Maßgabe des § 9 Abs. 8 Satz  5 EEG 2017, wo-
nach die Bundesnetzagentur »von der Pflicht nach 
Satz 1 auf Antrag im Einzelfall insbesondere für klei-
ne Windparks Ausnahmen zulassen (kann), sofern die 
Erfüllung der Pflicht wirtschaftlich unzumutbar ist.« 
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Betreiber, die sich dieser Pflicht zur Ausstattung der von 
ihnen betriebenen WEA nicht beugen, müssen eine Ver-
ringerung ihres Zahlungsanspruchs gewärtigen, § 52 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a EEG 2017. Die volle Vergütung für er-
zeugten Strom aus einer WEA gibt es also nur bei Errich-
tung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung.

Wenn auch die BNK auf diese Weise den Betreibern von 
WEA über das EEG 2017 zur Pflicht gemacht wurde, so 
muss doch das Regime zur Durchsetzung der BNK in wei-
tere fachrechtliche Zusammenhänge gebettet werden. 
Dazu gehören das Immissionsschutzrecht – WEA sind im-
missionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig – und das 
Luftrecht – es geht um die Befeuerung von WEA und die-
se dient der Sicherheit des Luftverkehrs. 

Die AVV Kennzeichnung sieht für die Etablierung der 
BNK ein bestimmtes Verfahren vor, dessen Gestalt sich 
im Einzelnen aus dem Anhang 6 zur AVV Kennzeich-
nung ergibt. Neben dem schon erwähnten Teil 3 dieses 
Anhangs, der Aspekte des Verfahrens bei der Luftfahrt-
behörde beschreibt, enthält Teil 2 des Anhangs 6 der 
AVV Kennzeichnung Einzelheiten über eine »Baumuster-
prüfung durch eine benannte Stelle«8. Im Rahmen die-

8	 Als »benannte Stellen« gibt es derzeit die Firmen AviaCert GmbH und die Airsight GmbH (nur transponderbasierte Systeme).

ser ist vom Hersteller der zur Verwendung vorgesehenen 
BNK-Technik der Nachweis über die Erfüllung der An-
forderungen dieser AVV erbringen. Zu diesem Nachweis 
gehört auch die »Vorlage von systembezogenen Prüf-
kriterien, die im anschließenden Verfahren bei der Luft-
fahrtbehörde nach Anhang 6 Nr. 3 als Nachweis über die 
standortbezogene Erfüllung der Anforderungen dienen«.

Damit liegt in der Baumusterprüfung ein wesentlicher 
»Vorgriff« auf die anschließende Prüfung durch die LLB. 
Beide Nachweise, 

•	 �die erfolgreiche Baumusterprüfung durch die benann-
te Stelle und 

•	 �der Nachweis des Herstellers und/oder Anlagenbetrei-
bers über die standortbezogene Erfüllung der Anforde-
rungen auf Basis der Prüfkriterien 

sind Ausganggspunkt für die Prüfung durch die LLB. Sie 
können, je nach Lage des Einzelfalls auch die einzigen 
Nachweise sein, die vorzulegen sind, so dass sich das Ver-
fahren bei der LLB zur Zulassung einer BNK als sehr kurz 
erweisen kann. 
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Wenn nun eine bereits bestehende WEA nachträglich 
mit einer BNK ausgestattet werden soll und sich die Fra-
ge stellt, welcher Weg dafür zu beschreiten ist, sind die 
Zielrichtungen der Befeuerung von WEA zu berücksich-
tigen und es ist letztlich eine Priorität zu bestimmen, aus 
der heraus dann der Weg zur Zulassung einer BNK her-
geleitet wird. 

Mit Blick auf den Immissionsschutz kann ein Entlastungs-
erfordernis sicher nicht von der Hand gewiesen werden: 
Es geht darum, nächtliche Lichtemissionen zu vermindern 
und dies auf Grund eines Bedarfs aus der Sensibilität des 
Umfeldes. 

Im Vordergrund aber steht ein Sicherungserfordernis: Die 
Befeuerung dient der Abwehr von Gefahren, die WEA für 
den Luftverkehr auslösen. Der Bedarf folgt aus dieser Ge-
fahrenlage. Die Zielstellung lautet also zuallererst: Min-
derung von Gefahren für die Sicherheit des Luftverkehrs. 

9	 § 9 Abs. 8 Satz 1 EEG: »Betreiber von Windenergieanlagen an Land, die nach den Vorgaben des Luftverkehrsrechts zur Nachtkennzeichnung verpflichtet sind …«.

Hierauf lässt auch schon schließen, dass sich § 9 Abs. 8 
EEG 2017 ausdrücklich auf das Kriterium »Vorgaben des 
Luftverkehrs« bezieht 9. Darüber hinaus leitet sich die all-
gemeine Verwaltungsvorschrift über die Kennzeichnung 
von Luftfahrthindernissen nicht aus immissionsschutz-
rechtlichem Bedarf, sondern aus dem Bestreben nach Ab-
wehr von Gefahren für den Luftverkehr her. Ausdrücklich 
bezieht sich die AVV auf die Anwendung einschlägiger 
Bestimmungen des LuftVG, nicht des BImSchG. 

Demnach liegt es nahe, die Zulassung einer BNK an 
Bestands-WEA über ein luftverkehrsrechtlich geprägtes 
Verfahren zu bewirken. 

Verfahren nach Immissionsschutzgesetz?

Allerdings ist nicht ohne weiteres auszuschließen, eine 
BNK an Bestands-WEA über ein Verfahren nach Maßgabe 
immissionsschutzrechtlicher Regelungen zuzulassen. 

Man könnte § 16 Abs. 1 BImSchG anwenden und eine 
nachträgliche Anpassung der Genehmigungslage im 
Wege eines Änderungsgenehmigungsverfahrens bewir-
ken. Das setzt aber voraus, dass der Tatbestand, eine Be-
stands-WEA mit einer Vorrichtung zur BNK auszustatten, 
den Betreiber dieser WEA in die Pflicht bringt, ein Ände-
rungsgenehmigungsverfahren in die Wege zu leiten. Das 
wird man hier nicht annehmen können, weder unmittel-
bar nach Immissionsschutz noch nach Luftverkehrsrecht. 
Die Schaffung der Möglichkeit, dass von einer WEA we-
niger Lichtemissionen ausgehen – hierauf zielt die BNK 
ab – ist keine Änderung mit (für die Umwelt) nachteili-
gen Auswirkungen, sondern es sollen im Gegenteil gera-
de Verbesserungen erreicht werden. Im Übrigen ist diese 
Änderung auch nicht für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 
BImSchG erheblich. 

§ 16 Abs. 1 BImSchG bietet sich also nicht als Grundlage 
für ein Verfahren zur Etablierung der BNK an Bestands-
WEA an.

Denkbar wäre weiterhin ein freiwilliges Änderungsge-
nehmigungsverfahren nach § 16 Abs. 4 BImSchG. Ob das 
so möglich ist, ist allerdings schon deshalb zu bezwei-
feln, als es nicht zur Disposition (»Freiwilligkeit«) eines 



Das luftfahrtrechtliche Verfahren für die Vorrichtung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung  |  23

Vorhabenträgers gestellt sein kann, dass luftsicherheits-
rechtlich zwingende Zustimmungs- oder Genehmigungs-
erfordernisse umgesetzt werden. WEA sind zwingend zu 
befeuern; die Sicherheit des Luftverkehrs fordert für Luft-
fahrthindernisse grundsätzlich funktionierende Befeuerun-
gen. Zwar ist die BNK keine eigenständige Befeuerung. 
Allerdings greift sie derart grundlegend in die Funktiona-
lität der eingerichteten Befeuerungstechnologie ein, dass 
die Vorrichtung einer BNK für sich genommen den luftver-
kehrssicherheitlichen Erfordernissen entsprechen muss, die 
für eine Befeuerung von Luftverkehrshindernissen gelten.

Entsprechend ist die Ausstattung von Bestands-WEA mit 
BNK zwingend von der Zustimmung oder Genehmigung 
nach LuftVG abhängig. Ein Vorhabenträger ist deshalb 
daran gebunden, dass für die Einrichtung einer BNK an 
Bestands-WEA ein Trägerverfahren stattfindet. In dessen 
Rahmen erfolgt die Prüfung, inwiefern die Befeuerung 
den Erfordernissen der Luftverkehrssicherheit entspricht. 
Dieses Verfahren der »Freiwilligkeit« zu öffnen, wäre mit 
dem skizzierten, zwingenden Steuerungsbedarf durch 
Verfahren nicht vereinbar.

Das (einfache) Anzeigeverfahren nach § 15 BImSchG 
reicht in jedem Falle nicht aus. Es ist gar nicht darauf aus-
gelegt, Zustimmungen / Genehmigungen zu generieren. 
Wer im Wege einer Anzeige nach § 15 BImSchG eine Än-
derung an einer immissionsschutzrechtlich genehmigten 
Anlage mitteilt, um diese sodann in die Tat umzusetzen, 
»darf (…) die Änderung vornehmen, sobald die zustän-
dige Behörde ihm mitteilt, dass die Änderung keiner Ge-
nehmigung bedarf oder sich die Behörde nicht innerhalb 
eines Monats nach Eingang der Anzeige nebst erforder-
licher Unterlagen geäußert hat« (§ 15 Abs. 2 BImSchG). 
Das heißt, es bedarf letztlich keines Zulassungsverfahrens, 
es sei denn, die Behörde tritt auf Grund eigener Prüfung 
in ein Zulassungsverfahren ein – hier nach § 16 BImSchG. 
Das ist aber nur unter besonderen Voraussetzungen mög-
lich (s. o.) und diese Voraussetzungen erfüllt ein Ände-
rungsvorhaben, Bestands-Windenergieanlagen mit einer 
BNK-Vorrichtung zu versehen, nicht.

10	� Der insoweit oft verwendete Begriff »Trägerverfahren« meint lediglich das verfahrenstechnische »Gerüst«, mittels dessen die Verwaltung das Rechtsproblem löst. Dieses 
»Gerüst« ist vorstellbar als Leiter, über deren einzelne Stufen die zuständige Behörde unmittelbar auf Grund eigener Zuständigkeiten und /oder mittelbar durch Beteiligung 
dritter Stellen nach und nach die Entscheidung entwickelt und am Ende des Verfahrens (sozusagen der letzten Stufe der Leiter) trifft.

Verfahren nach Luftverkehrsgesetz? 

Letztlich klärt sich die Frage anhand der bereits umrisse-
nen Überlegung, worauf es eigentlich ankommt.

Die BNK ist technologisch ein integraler Bestandteil der 
Befeuerung an einer WEA. Diese Befeuerung dient der 
Luftverkehrssicherheit. Als technologisch integraler Be-
standteil der Befeuerung ist die BNK also ebenso eine die 
Luftverkehrssicherheit gewährleistende Einrichtung an ei-
ner WEA. 

Indessen: Die Zulassung einer BNK an Bestands-WEA 
über ein luftverkehrsrechtlich geprägtes Verfahren 
(Trägerverfahren)10 ist nicht leichter Hand aus dem LuftVG 
heraus zu entwickeln.

Gangbar wäre der Weg über § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG, 
allerdings sind dazu diverse rechtsdogmatische Hindernis-
se zu überwinden. Nach § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG bedarf 
»die Errichtung eines Bauwerks im Umkreis von 1,5 km 
Halbmesser um den Flughafenbezugspunkt sowie auf 
den Start- und Landeflächen und den Sicherheitsflächen 
der Genehmigung der Luftfahrtbehörde unter ausschließ-
lich luftverkehrssicherheitlichen Erwägungen, wenn lan-
desrechtliche Bestimmungen für die Errichtung solcher 
Bauwerke die Einholung einer Baugenehmigung nicht 
vorsehen«. 

§ 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG findet also Anwendung im Bau-
schutzbereich. WEA befinden sich in aller Regel außerhalb 
solcher Bereiche, weshalb die LLB bei WEA auch auf Ba-
sis des § 14 LuftVG agieren. Zudem enthält § 14 Abs. 1 
LuftVG an seinem Ende eine Verweisung auf § 12 Abs. 2 
Satz 2 und 3 sowie Abs. 4; § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG fin-
det sich dort nicht erwähnt. Das deutet darauf hin, dass 
diese Bestimmung, die den LLB eine »kompetenzielle 
Brücke« zu ansonsten gar keiner Genehmigungspflicht 
unterworfenen Tatbeständen baut, außerhalb von Bau-
schutzbereichen nicht anwendbar ist.

Wie dargelegt führt dieser Befund aber zu gewisser 
Handlungsunfähigkeit der Behörden: Für die Einfüh-
rung von BNK an Bestands-WEA bietet die Rechtsord-
nung kein Verfahren an, zumindest nicht ohne Weiteres. 
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Den Erwägungen liegt daher der Gedanke zugrunde, 
den räumlichen Anwendungskreis des § 12 Abs. 2 Satz 4 
LuftVG teleologisch zu erweitern auch auf Bereiche au-
ßerhalb von Bauschutzbereichen. Die Geschichte die-
ser Bestimmung sollte das erlauben. § 12 Abs. 2 Satz 4 
LuftVG entstand bereits aus einem gesetzestechnischen 
Dilemma: Diese Bestimmung wurde anlässlich der zuneh-
menden Tendenz der Landesgesetzgeber, bauliche Anla-
gen bauordnungsrechtlich von der Genehmigungspflicht 
zu befreien, zur Gewährleistung der Luftverkehrssicher-
heit geschaffen11. Dieser Lage ganz ähnlich ist die geneh-
migungsrechtliche Lage, wie sie sich bei der Zulassung 
einer BNK an Bestands-WEA ergibt. In gewisser Weise 
kann man den Eindruck haben, dass die BNK auch und 
gerade an Bestands-WEA zwar hochwillkommen ist, aber 
gerade deshalb niemand daran gedacht hat, ihre Einfüh-
rung gesetzestechnisch »bedarfsgerecht« zu steuern. 
»Bedarfsgerecht« heißt hier – ähnlich wie schon 1998 -, 
luftfahrtspezifischen Belangen die aus Sicherheitsgrün-
den12 erforderliche Geltung zu verschaffen. Bauliche An-
lagen (Gesetzesänderung 1998) oder die Kennzeichnung 
von Luftfahrthindernissen (aktuell) sind und bleiben un-
bedingt von der Luftverkehrssicherheit her zu betrach-
ten (mag auch alles Sonstige »frei« sein). Insoweit ist der 
Anwendungsbereich des § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG te-
leologisch zu erweitern auch auf Bereiche außerhalb von 
Bauschutzbereichen. De lege ferenda aber bietet sich – 
nicht nur aus dem hier verhandelten aktuellen Anlass – 
an, § 14 LuftVG dahingehend zu ändern, dass § 14 Abs. 1 
LuftVG im aktuellen letzten Halbsatz ergänzt wird um die 
Einbeziehung auch des § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG und 
weiter, dass § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG auch bei Änderun-
gen an solchen Bauwerken gilt, deren Errichtung/Betrieb 
die LLB zuvor zugestimmt hat und für deren Zulassung 
(= dieser Änderung) kein sonstiges Genehmigungsverfah-
ren zur Verfügung steht. 

Vorschlag für einen evtl. Wortlaut:

» Außerhalb des Bauschutzbereichs darf die für die Ertei-
lung einer Baugenehmigung zuständige Behörde die Er-
richtung von Bauwerken, die eine Höhe von 100 m über 
der Erdoberfläche überschreiten, nur mit Zustimmung 
der Luftfahrtbehörden genehmigen; § 12 Abs. 2 Satz 2, 

11	 Vgl. dazu Grabherr / Reidt / Wysk, Luftverkehrsgesetz, Grabherr / Reidt / Wysk LuftVG, 21. Aufl. 2019, § 12 Rn. 71.

12	 Grabherr / Reidt / Wysk LuftVG, 21. Aufl. 2019, § 12 Rn. 71 zur Gesetzesänderung 1998.

13	� Der hier vertretene Ansatz einer teleologischen Erweiterung steht de lege lata grundsätzlich immer zu Gebote; besser bleibt aber, im erkannten Bedarfsfalle Normen zu ändern. 
In diesem Sinne soll der hier vertretene Ansatz nicht den zuvor angedeuteten Bedarf nach einer Gesetzesänderung (»landesrechtliche Bestimmungen«) mindern. 

3 und 4 sowie Abs. 4 gilt entsprechend. § 12 Abs. 2 Satz 4 
LuftVG gilt auch bei Änderungen an solchen Bauwerken, 
deren Errichtung die Luftfahrtbehörde zuvor zugestimmt 
oder unter ausschließlich luftverkehrssicherheitlichen 
Erwägungen genehmigt hat.«

Überlegenswert könnte im Weiteren sein, in § 12 Abs. 2 
Satz 4 LuftVG das Tatbestandsmerkmal eines fehlenden 
Genehmigungsbedarfs nicht nur an »landesrechtliche Be-
stimmungen« zu knüpfen.

Letzterer Aspekt führt zu einer weiteren Frage, die sich 
für eine Anwendung des § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG auf-
drängt: Liegt denn im hier gegebenen Zusammenhang 
überhaupt eine »landesrechtliche« Regelungslücke (feh-
lendes Genehmigungserfordernis) vor? Das kann bejaht 
werden, wenngleich nicht für das Landes-, wohl aber für 
das Bundesrecht, was hier jedoch als zulässiges Kriterium 
für die Anwendbarkeit des § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG er-
scheint. 

Die BNK ist Pflicht nach EEG, sie soll an einer Bestandsan-
lage installiert werden, die ihrerseits nach Bundesrecht zu 
genehmigen war (BImSchG) und zugleich stehen Aspekte 
der Luftverkehrssicherheit im Vordergrund, deren Rege-
lungszusammenhang auch bundesrechtlich (LuftVG) kon-
stituiert ist. 

Unter dem Gesichtspunkt, dass die Rechtsordnung eher 
Wege eröffnen denn schließen soll und weiterhin, dass 
sich das gesetzliche Szenario insgesamt vor bundesrechtli-
cher Kulisse zeigt, sollte das Verständnis des Begriffs »lan-
desrechtlich« in § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG teleologisch 
erweitert werden können: § 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG ist 
ebenso wie das BImSchG Teil des im Auftrag des Bundes 
vom Land auszuführenden Bundesrechts, so dass eine 
weite, öffnende Auslegung »intra legem« bleibt, denn es 
wird nicht das Bundesrecht nach Maßgabe des Landes-
rechts ausgelegt, das »Auslegungsgeschehen« bleibt auf 
Ebene des Bundesrechts13.

Im Übrigen kennt auch das Bundesrecht die »Freistel-
lung vom Genehmigungserfordernis«. Zwar definiert das 
BImSchG keine »Freistellungen« per Gesetz. Was jedoch 
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nicht in der 4. BImSchV 14 als genehmigungspflichtig be-
nannt ist, unterfällt dem Regime der Genehmigungspflicht 
nach dem BImSchG nicht, ist also insoweit immissions-
schutzrechtlich vom Genehmigungserfordernis frei. Die 
Bedarfsnachtkennzeichnung als solche ist ganz offenkun-
dig nicht immissionsschutzrechtlich genehmigungspflich-
tig, bereits die Dauerbefeuerung an WEA ist es nicht, 
sondern wird nur über die Zustimmung der Luftfahrtbe-
hörde verpflichtender Bestandteil der nach BImSchG zu 
genehmigenden Anlage.

Hieraus kann nicht gefolgert werden, dass die Befeue-
rung an WEA an sich gar kein zu genehmigender Tatbe-
stand ist und es gar keines Verfahrens zu ihrer Zulassung 
bedarf. Diese Überlegung führt in die Irre, weil unzwei-
felhaft die Befeuerung auf Grund unabweisbaren luftver-
kehrsicherheitlichen Bedarfs zwingend ist und daher eines 
Mittels der Durchsetzung bedarf. Diese Durchsetzung fin-
det auch als »Errichtung eines Bauwerks« statt, wenn und 
soweit man das entsprechende Tatbestandsmerkmal des 
§ 12 Abs. 2 Satz 4 LuftVG betrachtet. 

14	 Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen v. 2.5.2013, BGBl. I S. 1440.

15	 Es bleibt aber weiterhin beim Bedarf nach Gesetzesänderung, vgl. zu 2a) und Rn. 13.

Es wird unstreitig sein, dass die Nachtkennzeichnung an 
einer WEA Teil des Bauwerks WEA ist. Als technologische 
Einrichtung an der Nachtkennzeichnung gehört die BNK 
ebenso zum Bauwerk WEA.

Wenn es im Sinne des luftverkehrssicherheitlichen Bedarfs 
zwingend ist, an WEA eine Befeuerung anzubringen und 
diesen Vorgang behördlich zu steuern, gilt dies ebenso 
für einen Eingriff in die Funktionalität der Befeuerung, na-
mentlich der Nachtkennzeichnung. Für die BNK als eben 
solchem Eingriff gilt deshalb, dass diese nur gesteuert vor-
gerichtet werden darf. Da diese Vorrichtung einer BNK Teil 
des Bauwerks WEA ist, findet mit dem Zubau der Vorrich-
tung an der einzelnen WEA jedenfalls ein Eingriff am Bau-
werk WEA statt. Damit mag zwar der Begriff »Errichtung« 
noch nicht getroffen sein, doch findet mit dem Zubau ei-
ner BNK-Vorrichtung an einer einzelnen WEA ein hand-
werklicher – baulicher – Vorgang statt, der auch als eine 
»Errichtung eines Bauwerks am bereits bestehenden Bau-
werk« begriffen werden kann. Mit der Einrichtung einer 
BNK an einer Bestands-WEA darf also das Tatbestands-
merkmal der »Errichtung eines Bauwerks« des § 12 Abs. 2 
Satz 4 LuftVG als erfüllt angesehen werden15.
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Schluss

16	 Denkbar hier:

– � Anbieter von Detektionstechnologien, weil sie eine sehr dezidierte und BNK-affine Prüfung und entsprechend belastbares Ergebnis erwarten, damit ihr Markt weitgehend 
erhalten bleibt 

– � Bürgerinnen / Bürger, die ein Verwaltungshandeln fordern, das möglichst ausschlusslos die Etablierung der BNK bewirkt, d. h. nur in eindeutig und belastbar feststellbaren 
Einzelfällen ausschließt. 

Im Übrigen lässt die BNK luftverkehrsrechtliche Anforde-
rungen, wie sie sich aus der ursprünglichen, immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung ergeben, unangetastet. 
Die Pflicht, die Bestands-WEA unter Befeuerung zu hal-
ten, bleibt erhalten. Die BNK ist – wie schon erwähnt – 
keine eigenständige Befeuerungs-, sondern nur eine 
Schalttechnologie zur unberührt bleibenden (unabding-
baren) »Befeuerung«. Insoweit tritt mit einer Zulassung 
einer BNK an Bestands-WEA aus der Feder der LLB nichts 
Neues, gar den bisherigen Genehmigungsbestand Än-
derndes auf, sondern es tritt zum bisherigen Genehmi-
gungsbestand eine technische Einzelheit hinzu, die als 
solche legitimiert wird und als solche auch nachweisbar 
sein muss. Praktisch gesprochen: Betreiber von Bestands-
WEA, die für diese Bestands-WEA eine Zulassung zur In-
stallation der BNK erwirkt haben, haben im Falle einer 
Kontrolle der Genehmigungslage diese Zulassung einer 
BNK neben der weiterhin vollgültigen immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung vorzulegen. 

Schließlich ist unabdingbar, aber sicherlich ohne Weite-
res auch machbar, dass die zuständige immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungsbehörde nachrichtlich in der 
Weise einbezogen wird, als sie von der LLB die erteilte 
Zulassung einer BNK zur Kenntnis erhält.

Auf diesem so skizzierten Weg einer Zulassung der BNK 
über ein Verfahren auf Grundlage des LuftVG wird ei-
nerseits die in der Sache jedenfalls prioritäre luftver-
kehrsrechtliche Expertise aktiviert und zugleich findet ein 
unmittelbares Zusammenwirken zwischen Luftverkehrs-
behörde und Vorhabenträger statt, was nicht zuletzt der 
Beschleunigung in der Sache dienlich sein wird. 

Die in der Sache bedeutsame materielle Wirkung liegt 
darin, dass der Bescheid die BNK »erlaubt« und damit 
zugleich dem WEA-Betreiber vermittelt, dass dieser die 
ihm allein obliegende Pflicht nach § 9 Abs. 8 EEG 2017 
erfüllen kann; namentlich sicher auch im Sinne seines 
wirtschaftlichen Interesses am Erhalt des vollen Vergü-
tungsanspruchs.

Die Anpassung der bestehenden immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungslage wiederum erfolgt durch 
Feststellung, dass die BNK unter dem Aspekt der Luft-
verkehrssicherheit vor Ort eingerichtet werden kann. Der 
betreffende Bescheid tritt als rein luftverkehrsrechtlicher 
Bescheid zur bisherigen, unverändert bleibenden Geneh-
migungslage hinzu.

Auch unter dem Aspekt der Anfechtbarkeit sollte man 
sich von diesem Gedanken nicht aufhalten lassen, wenn 
man den hier skizzierten Zulassungsweg geht: Es dürf-
ten keine Klagen zu erwarten sein, denn entweder wird 
BNK zugelassen oder es wird BNK versagt. Beides redu-
ziert dann aber den Vergütungsanspruch nach EEG nicht. 
Zugleich werden – bei ordnungsgemäßer Abwägung im 
Sinne des Verfahrens nach Anhang 6 Nr.  3 der AVV Kenn-
zeichnung – auch etwaige Interessen Dritter 16 hinreichend 
gerichtsfest berücksichtigt werden können.
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Fragen zum luftfahrtrechtlichen Verfahren für die Vorrichtung einer BNK

Bei wenig Nachtflugbetrieb kann ggf. eine Gefähr-
dung des Luftverkehrs durch eine externe Aktivie-
rung ausgeschlossen werden. Stimmen Sie dem zu?

Carsten Diekmann: Das trifft so nicht zu. Die externe 
Aktivierung ist spezifisch nur für den Fall gedacht, dass 
»Zweifel an der standortbezogenen Zuverlässigkeit des 
Systems in Bezug auf den militärischen Flugbetrieb« (An-
hang 6 Teil 3 letzter Abs. Satz 1 der AVV Kennzeichnung) 
bestehen und diese Zweifel nicht über einen entsprechen-
den Nachweis ausgeräumt werden können (Anhang 6 
Teil  3 letzter Abs. Satz 2 der AVV Kennzeichnung). Die 
»externe Aktivierung« meint nach diesseitiger Auffassung 
ein aktives Umschalten auf die Dauerbefeuerung, also ein 
»Abschalten« der BNK. Insoweit sind andere Regeln der 
AVV Kennzeichnung, die explizit für die Funktion »BNK« 
formuliert sind, nicht betroffen.

Fraglich ist darüber hinaus, ob die Flugsicherungs-
organisation bzw. der Flugplatzhalter zur Betäti-
gung der externen Aktivierung verpflichtet werden 
können. 

Carsten Diekmann: Das ist nicht nur fraglich, sondern 
allenfalls in Bezug auf militärischen Flugbetrieb denkbar 
(vgl. dazu bereits vorherige Frage). Im Übrigen ist das si-
cher nicht der Fall: Flugplatzhalter sind ihrem Platz ver-
pflichtet und dessen Befeuerung sowie der Befeuerung 
von Luftfahrthindernissen im Bauschutzbereich, sofern 
diese ihrer Regie unterliegen (vgl. insoweit § 46 Abs. 5 
LuftVZO), nicht aber der Befeuerung von WEA in der 
Nähe des Platzes. Für die Flugsicherungsorganisation ver-
mag von hier aus letztlich keine belastbare Bemerkung 
gemacht zu werden, doch m. E. ist die Flugsicherungsor-
ganisation kaum als »Remote-Controller« für WEA-Be-
feuerungen denkbar. Ganz grundsätzlich gilt und muss 
klar sein: Die WEA lösen als Bestand den Bedarf nach Be-
feuerung aus, damit die von ihnen ausgehende Gefahr 
nicht auf Dritte wirkt. Entsprechend ist der Betreiber für 
die Befeuerung, deren Funktionalität und Funktionstüch-
tigkeit verantwortlich und aufgefordert, die Befeuerung 
»am Laufen zu halten«.

Kann von den Anlagenbetreibern, die eine Beschei-
nigung über eine dauerhafte Befeuerung möchten, 
verlangt werden, dass sie zumindest ansatzwei-
se begründen, warum eine BNK aus ihrer Sicht den 
Luftverkehr gefährden würde?

Carsten Diekmann: Das ist aus Aspekten der Luftver-
kehrssicherheit heraus nicht nötig. Dies beurteilt die Lan-
desluftfahrtbehörde (mit Flugsicherungsorganisation) 
nach Maßgabe der AVV Kennzeichnung. Wenn sich da-
raus die grundsätzliche Zulässigkeit der BNK ergibt, wird 
sich kaum ein Grund finden, diese dennoch (insbesondere: 
ohne Vergütungsverlust) nicht einzusetzen.
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Fazit und Ausblick

Seit ihrer Einführung Ende 2015 hat die bedarfsgerech-
te Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen eine 
große Entwicklung durchlaufen. Als optionale Möglich-
keit konnte sie vor allem bei Neuanlagen erste Erfolge 
verzeichnen. Mit ihrer verpflichtenden Einführung hat 
die BNK jedoch deutlich an Schlagkraft gewonnen. Be-
sonders die Einbeziehung von Bestandsanlagen unter 
die BNK-Pflicht kann eine deutlich schnellere, flächende-
ckende Umsetzung der BNK bewirken. Mit Blick auf Sinn 
und Zweck der gesetzlichen Regelung ist dies ein wichti-
ger Baustein, um die Akzeptanz von Windenergieanlagen 
tatsächlich positiv zu beeinflussen. 

Das Webinar hat gleichzeitig gezeigt, dass dieses ambi-
tionierte Ziel eine Vielzahl offener Fragestellungen mit 
sich bringt. Nicht alle sind bislang beantwortet. Eine drän-
gende Frage ist hierbei diejenige nach der Umsetzungs-
frist der BNK-Pflicht. Damit steht nicht nur im Raum, wie 
schnell Betreiber ihre bestehenden Windenergieanlagen 
umrüsten, sondern auch, mit welchem zeitlichen und 
personellen Aufwand die zuständigen Behörden agieren 
müssen und vor allem können.

Die Umsetzung der neuen gesetzlichen Verpflichtung 
stellt gerade für Immissionsschutz- und Luftfahrtbehör-
den in den nächsten Jahren eine neue Herausforderung 
dar. Dazu gehört nicht alleine die Bewältigung des zusätz-
lichen Arbeitsaufkommens. Die Beiträge der Referenten 
offenbaren zugleich, dass auch beim Anpassungspro-
zess für bestehende Windenergieanlagen aus immissions-
schutz- und luftverkehrsrechtlicher Sicht wichtige Fragen 
offen sind.

Bleiben diese Fragestellungen unbeantwortet, kann sich 
dies unmittelbar auf die kommende Verwaltungs- und 
Anwendungspraxis auswirken. Mit hoher Wahrschein-
lichkeit wird sich hier ein heterogenes Bild zeigen. Eine 
unterschiedliche Verwaltungspraxis mag in Einzelfällen 
geboten sein. Die Erfahrung zeigt aber, dass klare Vorga-
ben und Verfahrensabläufe Voraussetzung für die flüssi-
ge und zügige Durchführung von Verwaltungsverfahren 
sind. Entsprechende Vorgaben würden es Behörden und 
Antragstellern erleichtern, dem ausstehenden Anpas-
sungsprozess der BNK zügig und effizient zu entsprechen. 

Die Umsetzung der BNK, wird nicht alleine durch die Be-
antwortung der offenen Fragestellungen, sondern ebenso 
maßgeblich durch die Ausgestaltung des weiteren Prozes-
ses geprägt werden. Hier hat das Webinar gezeigt, dass 
sich insbesondere eine gute Vorabstimmung der Behör-
den intern und der verschiedenen Behörden untereinan-
der auszahlen dürfte, um die anstehenden Aufgaben zu 
bewältigen und eine zeitnahe und flächendeckende Um-
setzung der gesetzlich verankerten BNK zu ermöglichen.
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